
Das Projekt begründet Sachsen-
Anhalts Ministerpräsident so: „Die 
digitale Revolution hat unsere Le-
bens- und Arbeitswelten stark ver-
ändert. Diese Entwicklung stellt 
unsere Gesellschaft vor große He-
rausforderungen. Aber sie birgt 
auch viele Chancen. Politik und 
Gesellschaft müssen sich auf die 
veränderten Bedingungen einstel-
len. Derzeit arbeiten wir an Richt-
linien für unsere digitale Agenda. 
Wir können die Chancen nutzen 
und die Risiken minimieren.“ 
Dazu führt der Thesenanschlag 
aus: „Digitalisierung bedeutet so-
wohl den Gebrauch von digitalen 
Methoden als auch die Entwick-
lung neuer Technologien und auch 
die Fähigkeiten, die Menschen für 
beides benötigen. Beinahe alles, 
was wir aus der physischen Welt 
kennen, lässt sich in irgendeiner 
Weise digital abbilden. Das trifft 
zum Beispiel auf Bildung oder Au-
tomatisierung von Prozessen zu. 
Andere Möglichkeiten, wie viele 
Anwendungen von Big Data (Ver-
arbeitung großer Datenmengen) 
und die Möglichkeiten der Ver-

netzung in Echtzeit, sind gänzlich 
neu.“
Im Thesenpapier heißt es dazu: 
„Auf politischer Ebene kann nur 
eine umfassende digitale Landes-
agenda der Breite des Themas ge-
recht werden.“
An dem damit verbundenen Ge-
staltungsprozess können sich Bür-
ger, Wirtschaft und soziale Grup-
pen in Sachsen-Anhalt beteiligen. 
Auf der entsprechenden Internet-
seite des Landes gibt es zum ei-
nen Informationen zu allen The-
men des digitalen Wandels, die 
Sachsen-Anhalt bewegen. 
Zum anderen bietet die Seite zu 
den einzelnen Themengebieten 
Thesen über das, was die Politik 
in Sachsen-Anhalt kurz- und lang-
fristig tun könnte, um den Wan-
del hin zur Informationsgesell-
schaft erfolgreich zu vollziehen. 
Die insgesamt 108 Thesen verste-
hen sich als Querschnittsthema 
und Diskussionsangebot, bieten 
also kein abgeschlossenes Kon-
zept der Landesregierung. Die 
Thesen als auch die Texte knüp-
fen an vorhandene Strukturen an 

und greifen Ansätze auf, an denen 
auch andere arbeiten oder die 
sonst in der Diskussion sind. Die 
Thesen entstanden während der 
Arbeit an dem Grundlagenpapier 
(siehe Kasten „Mehr Informatio-
nen“). In diesem Papier wird die 
Bedeutung der Digitalisierung an-
hand von Beispielen und beste-
henden Konzepten anderer the-
matisiert und erklärt. 
Die Staatskanzlei verfolgt mit die-
ser Herangehensweise das Ziel, 
bei einem Thema, das jeden be-
trifft, vom Wissen, von den Erfah-
rungen und von den Ideen der 
Menschen in Sachsen-Anhalt zu 
profitieren, um diese in die poli-
tische Willensbildung mit einflie-
ßen zu lassen.
Natürlich wissen die Verantwort-
lichen um die Schwierigkeiten ei-
nes solchen Projekts, sind aber 
auch selbstbewusst genug, um 
auch die Chancen zu sehen: „Sach-
sen-Anhalt könnte aber das Est-
land innerhalb Deutschlands wer-
den, indem es als kleines Land 
 eigene Wege geht, Bildung und 
Verwaltung neu denkt.“

Anfang des kommenden Jahres 
soll mit der Auswertung des Digi-
talen Thesenanschlags begonnen 
werden. Die Ergebnisse dieses 
Prozesses sollen dann zeitnah auf 
dem Portal veröffentlicht werden. 
Zum weiteren Ablauf heißt es: „Die 
Landesregierung wird in dieser 
Legislaturperiode keine Digitale 
Agenda mehr beschließen. Aber 
nur, weil im März 2016 in Sach-
sen-Anhalt Landtagswahlen statt-
finden, kann ein so wichtiges The-
ma nicht warten. Jede neue Re-
gierung kann ihre Arbeit in der 
Digitalpolitik auf dieser Grundla-
ge aufbauen.“  





Um diesen Missständen möglicher-
weise abzuhelfen, hat die IT-Gip-
fel-Plattform „Digitale Verwaltung 
und Öffentliche IT“ sieben Emp-
fehlungen formuliert. Ziel ist es, 
die Digitalisierung des öffentlichen 
Sektors aktiv zu gestalten und zu 
forcieren. Hier die wichtigsten In-
halte der Empfehlungen.

Um den sinkenden Nutzerzahlen 
entgegenzuwirken, sollen die 
eGovernment-Angebote vermehrt 
kundenorientierte Angebote bie-
ten. Die Nutzung digitaler öffent-
licher Angebote müsse zudem ei-
nen erkennbaren Mehrwert bie-
ten. Gleichzeitig bedürfe es einer 
intensiven Diskussion mit eGovern-
ment-Entscheidern, wie Bürger-
meistern und Behördenleitern, 
über Anreizsysteme, die zur Nut-
zung von digitalen Angeboten mo-
tivieren könnten. Regulatorische 
Hürden müssten seitens der Poli-
tik beseitigt werden.

Hier geht es um die Schaffung mo-
derner personalisierter Verwal-

tungszugänge. Dazu heißt es in der 
Empfehlung: „Moderne, sichere 
und von Zuständigkeiten unabhän-
gige Wege zur Verwaltung ermög-
lichen es Bürgern sowie Unterneh-
men, zusammenhängende Anträ-
ge zu bündeln und bereits 
vorhandene, von den Bürgern be-
ziehungsweise Unternehmen im 
Vorfeld freigegebene Daten zur 
Vereinfachung der Antragstellung 
zu nutzen.“ Um dies zu verwirkli-
chen, müssten Politik und Verwal-

tung entsprechende Rahmenbe-
dingungen schaffen. So müssten 
die digitalen Angebote der Verwal-
tung über zentrale, interoperable 
Zugänge erreichbar sein. Zudem 
müssten sie so gestaltet werden, 
dass sie leicht auffindbar, intuitiv 
nutzbar, gleichzeitig umfassend, 
an jedem Ort verfügbar und sicher 
seien. Notwendig seien auch per-
sonalisierte Services, die an den 
individuellen Bedürfnissen der 
Bürger und Unternehmen ausge-

richtet seien und Mehrwerte, zum 
Beispiel in Form eines Servicekon-
tos, böten. 
Die Identifizierung am Servicekon-
to müsse benutzerfreundlich und 
je nach Schutzbedarf erfolgen und 
die Erkennung des Nutzers im In-
ternet als eindeutige Person er-
möglichen. Unter dem Eindruck 
der Flüchtlingskrise sollen zudem 
von Bürgern und Unternehmen 
freigegebene Daten nicht nochmals 
bei der Antragstellung erhoben 
werden, sondern über Smart Ser-
vices von den Behörden selbst er-
mittelt werden. 

Bürger sollen mit ihrem Personal-
ausweis und ihrem Smartphone 
rechtssicher digital unterschreiben 
können. Dazu sollen einfach und 
intuitiv nutzbare Online-Angebo-
te auch mobil angeboten werden, 
weil immer mehr Menschen aus-
schließlich Smartphones und Ta-
blets zur Kommunikation im In-
ternet verwenden. Soweit Schrift-
formerfordernisse zu erfüllen sind 
– also die Notwendigkeit digital zu 
unterschreiben – muss die Nutzer-
freundlichkeit verbessert werden. 

Dabei sollen die eGovernment-An-
gebote dem Bürger eine einfache 
und sichere Ende-zu-Ende-Sicher-
heit sowie aufgrund ihrer Trans-
parenz Bürger auch die Verfü-
gungsgewalt über seine Daten – 
Stichwort Digitale Souveränität 
– garantieren. In diesem Zusam-
menhang soll der Bund die Mög-
lichkeiten des ressortübergreifen-

den Forschungsrahmenpro-
gramms der Bundesregierung zur 
IT-Sicherheit nutzen, um über For-
schungsvorhaben die Entwicklung 
solcher Sicherheitskonzepte zu för-
dern und so zu einer nachhaltigen 
Stärkung des Vertrauens bei Bür-
gern und Wirtschaft beizutragen. 

Die beiden Bereiche haben die Stär-
kung der ebenen- und gebietsüber-
greifenden Zusammenarbeit sowie 
die Einbindung der Kommunen 
zum Ziel. So soll es in Zukunft mög-
lich sein, flächendeckend Leistun-
gen unter anspruchsvollen Bedin-
gungen und über föderale Ebenen 
sowie Gebietsgrenzen hinweg be-
reitzustellen. Die Kommunen wer-
den zur Etablierung eigener digi-
taler Agenden und Strategien er-
muntert. 
Die siebte Empfehlung widmet sich 
schließlich den nächsten Schritten. 
Die Plattform „Digitale Verwaltung 
und Öffentliche IT“ will sich bei 
den Verantwortlichen in Politik 
und Verwaltung für die Umsetzung 
der Empfehlungen einsetzen und 
wenn möglich die Umsetzung be-
gleiten.   

Es gibt immer mehr 
eGovernment-Geset-
ze. Aber wer hat das 
beste? Ein Vergleich.

Das Open-Data-Por-
tal der EU ist online. 
Wie geht es nun 
weiter?



Um die Potenziale des EGovG auf 
allen Verwaltungsebenen auszu-
schöpfen, hatte der IT-Planungs-
rat schon 2013 beschlossen, die 
weitere Umsetzung und den Trans-
fer des Gesetzes in die Länder zu 
begleiten. Dennoch zeigt die Ent-
wicklung ein ganz erhebliches Aus-
einanderdriften der eGovernment-
Gesetzgebung in den Ländern.
Bisher ist es nur in einem Land – 
nämlich dem Freistaat Sachsen – 
gelungen, nach dem EGovG des 
Bundes ein eigenes Landesgesetz 
in Kraft zu setzen. Immerhin be-
finden sich in einigen Bundeslän-
dern eGovernment-Gesetzentwür-
fe in den Parlamenten zur Bera-
tung (Nordrhein-Westfalen, 
Bayern, Baden-Württemberg, Ber-
lin).
So hat Bayern einen Gesetzentwurf 
in den Bayerischen Landtag ein-
gebracht, der laut Presseerklärung 
des federführenden Staatsminis-
ters Söder in besonderer Weise 
bürgerzentriert sei: „Während die 
bisherigen Initiativen in Bund und 
Ländern vor allem nach innen, auf 
die Verwaltung ausgerichtet sind, 
stehen im bayerischen Gesetz Bür-
ger, Unternehmen und Kommu-
nen im Mittelpunkt.“

Ein Vergleich der Gesetze des Bun-
des und des Freistaats Sachsen mit 
dem bayerischen Entwurf zeigt 
zwar, dass der bayerische Entwurf 
kaum Regelungen zur Verwal-
tungsorganisation bereithält, wäh-
rend die Gesetze des Bundes und 
Sachsens auch Organisationsrege-
lungen beinhalten. So fehlt in Bay-
ern die Festlegung eines zentralen 
Gremiums, das die Verwaltungs-
ebenen übergreifende Weiterent-
wicklung von eGovernment koor-
diniert (auf Bundesebene: Errich-
tung des IT-Planungsrats; in 
Sachsen: Regelung der Funktion 
und Arbeitsweise des IT-Koopera-
tionsrats). 
Die Gesetzentwürfe von Nord-
rhein-Westfalen und Baden-Würt-
temberg folgen dem sächsischen 
Beispiel, indem sie beispielsweise 
einen IT-Kooperationsrat in die-
sen Ländern etablieren wollen. In 
Berlin sollen Bezirksamtsmitglie-
der am Lenkungsrat teilnehmen.
Schaut man auf die bayerischen 
Regelungsvorschläge, die den Bür-
gern, Unternehmen und Kommu-
nen neue Rechte verleihen sollen, 
erblickt man Licht und Schatten. 
Vor allem erscheinen die Über-
gangsfristen für die Eröffnung und 
Gestaltung der neuen Kommuni-
kationskanäle wenig ambitioniert.

Der bayerische Entwurf hebt sich 
auch optisch stark von den Rege-
lungswerken des Bundes und des 
Freistaats Sachsen ab: In elf Arti-
keln (darunter ein Artikel 9a) will 
sich das BayEGovG einen „schlan-
ken“ Charakter geben. „Wir be-
schränken uns auf das Wesentli-
che. Es wird nur geregelt, was prak-
tisch machbar ist. Und das werden 
wir auch zeitnah umsetzen“ (Pres-
serklärung Staatminister Söder 
vom 12. Mai 2015). 
Die Paragraphen des EGovG und 
des SächsEGovG sind zahlreicher, 
wenngleich die Länge der Rege-
lungstexte insgesamt keine gravie-
renden Unterschiede aufweist. Die 
inhaltlichen Abweichungen veran-
lassten die Verfasser des Bayeri-
schen Entwurfs wohl auch, die An-
wendungsregelung des (Bundes-) 
EGovG für die Ausführung von 
Bundesrecht außer Kraft zu setzen: 
So sieht das EGovG prinzipiell sei-
ne Geltung auch bei der Ausfüh-
rung von Bundesrecht als landes-
eigene Angelegenheit vor. Bayern 
will aber die Möglichkeit der soge-
nannten Abweichungsgesetzge-
bung nach Art. 84 Abs. 1 S.2 GG 
wahrnehmen – anders das sächsi-
sche Gesetz und die Entwürfe der 
anderen Länder. 
Die Begründung im bayerischen 
Entwurf , wonach die Behörden im 
Freistaat im Wesentlichen auf-
grund eines einzigen Normregimes 
tätig werden sollen, überzeugt al-
lerdings nicht vollständig. Denn 
weiterhin bleibt die Anwendung 
des EGovG auch in Bayern für die 
sogenannte Bundesauftragsver-
waltung bindend.
Aus Sicht der Bürger sowie der Un-
ternehmen erscheint es wün-
schenswert, möglichst wenig Un-
terschiede in den Regelungsinhal-
ten der eGovernment-Gesetze von 
Bund und Ländern entstehen zu 
lassen. Denn Unterschiede führen 
zu größeren Rechtsunsicherheiten 
bei Behördenkontakten außerhalb 
der eigenen Landesgrenzen. Wel-
chem Bürger, welchem Unterneh-
men ist es zuzumuten, vor der elek-
tronischen Kontaktaufnahme mit 
Behörden außerhalb des eigenen 
Bundeslandes erst intensiv das spe-
zielle eGovernment-Regelungs-
werk zu studieren?
Deshalb bemühte man sich schon 
vor mehr als 30 Jahren, das Ver-
waltungsverfahrensgesetz in 
Deutschland als „Grundgesetz der 
Verwaltung“ zu etablieren und die 
Verwaltungsverfahrensgesetze des 
Bundes und der Länder eng aufei-
nander abzustimmen. Auch Neu-
regelungen im Verwaltungsverfah-
rensrecht von Bund und Ländern 
werden eng aufeinander bezogen: 

Eine Simultangesetzgebung oder 
dynamische Verweisungen des 
Landesrechts auf das Bundesrecht 
stellen parallele Fortentwicklun-
gen sicher. Auch eine Kompetenz 
des Bundesverwaltungsgerichts zur 
einheitlichen Auslegung wurde so 
ermöglichst.
Eine solche übereinstimmende Ge-
setzgebung würde auch den Auf-

bau einer sogenannten eGovern-
ment-Kompetenz erleichtern. Ver-
waltungsmitarbeiter könnten 
einmal „erlernte“ eGovernment-
Kenntnisse unabhängig von dem 
Ort ihrer Arbeit einsetzen. Dies 
würde auch die bundesweite, ge-
wünschte Mobilität der Mitarbei-
ter des öffentlichen Dienstes för-
dern. Von einer solchen kohären-
ten Gesetzgebung ist man im 
Bereich eGovernment allerdings 
leider weit entfernt. Es gelang 
schon nicht, die ursprüngliche Idee 
einer weitgehend synchronen 
eGovernment-Gesetzgebung zu re-
alisieren. Etliche Landesregierun-
gen wollen weiterhin auf den Er-
lass eines eGovernment-Gesetzes 
verzichten oder lediglich ein 
eGovernment-Thema als Schwer-
punkt regulieren. 
So hat etwa Rheinland-Pfalz ein 
Transparenzgesetz beschlossen 
und verzichtete zunächst auf wei-
tere eGovernment-Regelungen. 
Analog zur Fortentwicklung der 
Informationstechnik und der Or-
ganisationsstrukturen mit einer 
zunehmenden Komplexität und 
dem Anpassungsdruck der Anwen-

dungskomponenten wandelt sich 
auch die Erkenntnis, welche 
Grund inhalte ein „gutes“ eGovern-
ment-Regelungswerk heute zur 
Verfügung stellen sollte. Die im 
Auftrag des Bundesinnenministe-
rium erarbeitete Studie des Nati-
onalen E-Government-Kompe-
tenz-Zentrums (NEGZ) „Analyse 
des Potenzials des E-Government-

Gesetzes“ zeigt ebenfalls einen un-
befriedigenden Stand bei den Ge-
setzgebungsarbeiten der Länder 
auf und entwickelt Schlüssellösun-
gen für ein starkes eGovernment.
Der IT-Planungsrat hat in seiner 
Sitzung am 1. Oktober 2015 dieses 
Problem ebenfalls erkannt. Er hat 
einen Abschlussbericht der „AG 
Attraktivität des eGovernment“ zur 
Kenntnis genommen und die Ko-
operationsgruppe Strategie gebe-
ten, die vorgeschlagenen Maßnah-
men zu prüfen und gegebenenfalls 
einen Vorschlag zur Umsetzung 
innerhalb der bestehenden Arbeits-
strukturen des IT-Planungsrats zu 
erarbeiten und zur 19. Sitzung vor-
zulegen.
Der Abschlussbericht selbst stellt 
fest, dass es sinnvoll sei, eine Ein-
heitlichkeit und Verbindlichkeit zu 
erreichen, „bspw. in Form abge-
stimmter eGovernment-Kernrege-
lungen analoge verbindliche 
Rechtsgrundlagen für das eGovern-
ment“ zu schaffen. Anzustreben 
seien „Bund-Länderübergreifende 
eGovernment-Regelungen“, „die 
keine unterschiedliche Auslegung 
und Anwendung zulassen“. Gesetz-

liche Verpflichtungen auch für die 
Landes- und Kommunalebene 
könnten als zusätzliche „Treiber“ 
für Fortschritte im eGovernment 
wirken. Auch findet sich die Idee, 
übergreifende einheitliche eGov-
ernment-Kernregelungen verbind-
lich zu schaffen oder „Musterrege-
lungen zu erarbeiten und fortzu-
schreiben“. 

Inhaltlich werden insbesondere 
die Elektronische Zahlungsweise, 
zentrale Infrastrukturen, Service-
portale im Sinne von zentralen In-
formationsportalen und Bearbei-
tungssysteme für die medienbruch-
freie Einreichung, Bearbeitung und 
Bescheidung von Anträgen der Öf-
fentlichen Verwaltung sowie Ser-
vicekonten für Bürger und Unter-
nehmen, die eAkte, die De-Mail-
Zugangseröffnung, elektronische 
Identifikation genannt.

Nachdem das (Bundes-) E-Govern-
ment-Gesetz mit seinen „Motor-
normen“ Musterregelungen schaf-
fen wollte, die von den Ländern 
nur teilweise aufgegriffen, verän-
dert und ergänzt wurden, käme ei-
ne weitere Musterregelung nun 
höchstwahrscheinlich zu spät. Den-
noch sollten sich neue Gesetzes-
vorhaben für eGovernment an den 
Best Practices bereits erlassener 
oder unmittelbar vor dem Ab-
schluss stehender Gesetzgebungs-
arbeiten orientieren.
Als Kernelemente der eGovern-
ment-Gesetzgebung, die in den 
EGovG des Bundes (BU) und des 
Freistaats Sachsen, aber auch in 
den Gesetzentwürfen von Nord-
rhein-Westfalen, Bayern, Baden-
Württemberg und Berlin (die be-
reits den Landesparlamenten vor-
gelegt wurden) vorzufinden sind, 
sind hervorzuheben: 
Das Recht des Bürgers auf elek-
tronische Kommunikation mit der 
Verwaltung des Bundes sowie den 
Ländern und Kommunen, ergänzt 
um die Festlegung der Kommuni-
kationsinstrumente und Kanäle, 
die auch einen Schriftformersatz 



ermöglichen (qualifizierte elektro-
nische Signatur, De-Mail und neu-
er Personalausweis). Hier fällt auf, 
dass weniger die inhaltlichen An-
sprüche als die jeweiligen Fristen, 
ab denen die Infrastrukturen für 
den Bürger nutzbar zur Verfügung 
zu stellen sind, stark voneinander 
abweichen. Auch die mühevoll 
durch die Länder in das EGovG des 
Bundes hineinverhandelte Öff-
nungsklausel zugunsten weiterer 
sicherer Kommunikationsinstru-
mente wurde nur teilweise aufge-
griffen. 

So sieht das sächsische Gesetz vor, 
dass solche Instrumente zwei Jah-
re nach der entsprechenden bun-
desrechtlichen Nutzbarkeit auch 
in Sachsen zur Verfügung stehen 
sollen, während die Entwürfe der 
anderen Länder allenfalls die recht-
liche Zulässigkeit als Schriftform-
ersatz vorsehen, jedoch keine ver-
bindliche Schaffung der erforder-
lichen technischen Infrastruktur. 
Das elektronische Bezahlen sehen 
alle erwähnten Rechtstexte vor. 
Doch die elektronische Rechnungs-
stellung – entsprechend der Richt-
linie 2014/55/EU über die elek-
tronische Rechnungsstellung bei 
öffentlichen Aufträgen (eInvoicing) 
bis zum 27. November 2018 ver-
bindlich ins nationale Recht um-
zusetzen – wird lediglich im bay-
erischen Entwurf angesprochen 
und auch dort nur in der Form ei-
ner Verordnungsermächtigung. 
Entbürokratisierend und bürger-
freundlich soll die Regelung wir-
ken, künftig Nachweise im Rah-
men elektronisch geführter An-
tragsverfahren auch elektronisch 
einreichen zu können oder von an-

deren Behörden abrufen zu lassen. 
Es reicht demnach, eingescannte 
Unterlagen einzureichen, sofern 
nicht ausdrücklich das Einreichen 
einer Original- (Papier-)-Unterla-
ge vorgesehen ist. Hier ist insbe-
sondere das sächsische eGovern-
ment-Gesetz noch ausbaufähig, 
das eine solche Maßnahme nicht 
explizit vorsieht.
Der in den Entwürfen von Bayern 
und NRW neu vorgesehene An-
spruch auf eine vollständig elek-
tronische Abwicklung eines gan-
zen Verwaltungsverfahrens findet 
sich im geltenden Recht bisher nur 
im Anwendungsbereich der Euro-
päischen Dienstleistungsrichtlinie. 
Insoweit eröffnen diese Regelun-
gen neuartige Ansprüche für Bür-
ger und Unternehmen, eine Aus-
weitung auch auf andere Länder 
und eine Einbeziehung in das Bun-
desrecht sind zu empfehlen. Denn 
gerade eine solche durchgängige 
elektronische Verfahrensabwick-
lung fördert die eGovernment-Ak-
zeptanz bei Bürgern, vor allem aber 
bei Unternehmen, wenn diese dann 
ebenfalls komplett darauf verzich-
ten können, Papiere bei den Be-
hörden einzureichen. Die offene 
Arbeitsgruppe „Attraktivität des 
eGovernment“ des IT-Planungs-
rats hat ebenfalls den Online-
Transaktionsverfahren ein hohes 
Potenzial an Akzeptanzförderung 
zugeschrieben.
Ohne innerbehördliche vollelek-
tronische Aktenführung könnten 
die Behörden die Ansprüche auf 
vollelektronische Verfahrensab-
wicklung kaum erfüllen. Die Ver-
pflichtung zur Einführung der eAk-
te findet sich denn in allen genann-
ten Gesetzen und Entwürfen. 
Die Zeitpunkte, zu denen in den 
staatlichen Behörden die elektro-
nische Akte eingeführt sein soll, 

sind allerdings höchst unterschied-
lich gewählt: In Bayern am 1.7. 
2016, in Sachsen am 1.8.2018, auf 
Bundesebene ab 1.1. 2020, in NRW 
und Baden-Württemberg am 1.1. 
2022. Und selbst diese – teilweise 
wenig ambitionierten Einführungs-
ziele – sind noch mit Vorbehalten 
(meistens Haushaltsvorbehalten) 
versehen. 
Der Berliner Entwurf sieht gar vor, 
die Pflicht zur elektronischen Ak-
tenführung erst fünf Jahre nach 
Aufnahme des Betriebes des zen-
tral für Behörden der Berliner Ver-
waltung angebotenen IT-Dienstes 
in Kraft treten zu lassen (!). 
Unterschiedlich ist auch die Her-
angehensweise an das Thema „ver-
schlüsselte Kommunikation“. Man 
hätte in der „Post-Snowden-Ära“ 
einen engagierteren Einsatz von 
Bundes- und Landesgesetzgeber 
zugunsten einer flächendeckenden 
verschlüsselten Kommunikation 
erwartet. Erstaunlich ist, dass sol-
che Regelungen beim Bund und 
und in den Entwürfen von Berlin 
und BW-Entwurf ganz fehlen, Bay-
ern den Einsatz in das Belieben der 
Behörden stellt und lediglich Sach-
sen die grundsätzliche Anwendung 
der Verschlüsselungstechniken 
vorschreibt.

Auch bei den weiteren Regelungen 
zur Verankerung von Datensicher-
heit und Datenschutz zeigt der Ver-
gleich der Bundes- und Länderlö-
sungen erhebliche Unterschiede: 
Wünschenswert wäre hier ein bun-
desweit geltender Datensicher-
heitsstandard. Das sächsische Ge-
setz ordnet insoweit die Maßgeb-
lichkeit der Standards und Katalog 
des Bundesamts für Sicherheit in 

der Informationstechnik an, wäh-
rend Bayern IT-Sicherheitsmaß-
nahmen nur „im Rahmen der Ver-
hältnismäßigkeit“ vorschreiben 
will, aber keine näheren Festlegun-
gen zu Standards trifft. Zu begrü-
ßen ist demgegenüber, dass fast al-
le Gesetze und Gesetzentwürfe Re-
gelungen für den Datenschutz in 
sogenannten gemeinsamen Ver-
fahren vorsehen.
Mit Ausnahme des bayerischen Ge-
setzentwurfs sehen die Gesetze und 
Gesetzentwürfe Open-Data-Rege-
lungen vor, die § 12 EGovG nach-
gebildet sind. So haben Behörden 
grundsätzlich maschinenlesbare 
Formate zu verwenden, wenn Da-
ten über öffentlich zugängliche 
Netze zur Verfügung gestellt wer-
den, an denen ein Nutzungsinter-
esse, insbesondere ein Weiterver-
wendungsinteresse im Sinne des 
Informationsweiterverwendungs-
gesetzes, zu erwarten ist. Auch sol-
len diese Daten mit Metadaten ver-
sehen werden. 
Zu wünschen wäre allerdings ge-
wesen, die Verwaltungen generell 
zu verpflichten, ihre Archive zu öff-
nen und die Daten für eine Wei-
terverarbeitung in automatisch ein-
lesbarer Form zu präsentieren. Das 
Transparenzgesetz in Hamburg 
und die geplante Regelung in 
Rheinland-Pfalz geben positive 
Beispiele vor, denen andere Län-
der folgen sollten. 
Neben den klassischen eGovern-
ment-Werkzeuge dienen weitere 
Maßnahmen der Verwaltungsmo-
dernisierung auch den Zielen ei-
nes guten eGovernment. So fan-
den beziehungsweise finden auf 
Bundesebene, in NRW, Berlin und 
Bayern Normenscreenings statt, 
mit denen verzichtbare Schriftfor-
merfordernisse aufgespürt werden 
sollten. 

Ein solches Vorgehen empfiehlt 
sich für alle Landesnormen. Denn 
leider fand die Regelung des § 9 
EGovG, wonach Verwaltungsab-
läufe, die erstmals zu wesentlichen 
Teilen elektronisch unterstützt 
werden, vor Einführung der infor-
mationstechnischen Systeme un-
ter Nutzung gängiger Methoden 
dokumentieren, analysieren und 
optimieren werden sollen, bisher 
wenig Nachahmung auf Länder-
seite. Immerhin haben Berlin und 
NRW eine parallele Regelung vor-
geschlagen. 

Die Anstrengungen des IT-Pla-
nungsrats, mehr Kohärenz in der 
eGovernment-Gesetzgebung auf 
Bundes- und Landesebene zu er-
reichen, sind zu begrüßen. Leider 
zeigen die bisherigen Rechtstexte 
und Entwürfe der Länder nur an-
satzweise dieses Bemühen. Viel-
leicht wird erst die praktische Um-
setzung der Gesetze zeigen, welche 
Regelungen sich bewähren und da-
mit zur Übernahme durch weitere 
Länder eignen. Dann spätestens 
ist es Zeit, in einer weiteren Re-
form die eGovernment-Gesetzge-
bung in Deutschland zu harmoni-
sieren.



Welche Chancen und Probleme 
sich aus diese Konstellation erge-
ben, dieser Frage ging der Redak-
tionsbeirat der eGovernment Com-
puting in seiner aktuellen Sitzung 
nach. 
Gastgeber Philipp Müller, Public-
Sector-Chef bei CSC Deutschland, 

erklärte dazu: „Wir argumentieren 
seit zehn, 15 Jahren, dass Digita-
lisierung die Verwaltung transfor-
miert und wir sind dann auch im-
mer ganz glücklich, wenn wir auch 
nur den kleinsten Erfolge vorwei-
sen können. Beim Thema Flücht-
linge ist es jetzt plötzlich genau an-
dersherum. Wir haben ein großes, 
die Gesellschaft transformieren-
des Ereignis, eine Krise, die der 
Gesellschaft vor Augen führt, dass 
die Digitalisierung uns in die La-
ge versetzt, unsere Organisations- 
und Prozesslogiken schneller und 
effizienter zu erledigen.Die Frage, 
die sich meiner Meinung nach al-
so stellt, ist – ohne zynisch zu sein 
– in wie weit das Ereignis der 
Flüchtlingskatastrophe dazu in der 
Lage ist, den Prozess der Verwal-
tungstransformation zu beschleu-
nigen.“
In diesem Zusammenhang stelle 
sich zum Beispiel auch die Frage, 
so Müller, ob eine vollständige Di-
gitalisierung des Asylverfahrens 
auch Auswirkungen auf andere IT-
Prozesse der Verwaltung haben 
werde.

Für Holger Wosnitza von Mater-
na zeigt die Überforderung vieler 
Behörden vor allem eines, dass 
nämlich diese Behörden auch in 
anderen Bereichen nicht fit für die 
Zukunft sind. 
„Flüchtlinge, dass sind mit den Au-
gen von eGovernment betrachtet, 
erst einmal nur sehr, sehr viele 
Menschen, die die einen Bürger-

dienst in Anspruch nehmen wol-
len“, so Wosnitza. Die Probleme, 
die viele Verwaltungen nun mit der 
Administration hätten, ließen sich 
aber nicht allein durch die große 
Anzahl an Flüchtlingen erklären, 
sondern machten deutlich, dass 
viele Behörden im Bereich der di-

gitalen Dienste einfach nicht gut 
aufgestellt seien. Er hoffe, so Wos-
nitza, dass die Verwaltungen end-
lich erkennen würden, dass an der 
Transformation und Digitalisie-
rung kein Weg vorbei führe.

Volker Kadow von der PDV-Syste-
me GmbH ging sogar noch einen 
Schritt weiter: „Meiner Ansicht 
nach ist die Nichtdigitalisierung 
der Verwaltungsabläufe in Deutsch-
land ist mittlerweile zu einem Fak-
tor geworden, der die Flüchtlings-
krise künstlich verschärft.“
Er erlebe es immer wieder, so Ka-
dow, dass man sich in Behörden 
und Verwaltungen einer Digitali-
sierung verweigere – und das, ob-
wohl die beteiligten Unternehmen 
sogar bereit seien, in Vorleistung 
zu gehen. 
Kadows etwas resigniertes Fazit: 
„Es muss endlich durchgängig di-
gitalisiert werden.Leider geschieht 
das in vielen Fällen nicht in aus-
reichendem Maße. Nach wie vor 
überwiegt das Ressortdenken.“ Da-
bei sei eine durchgehende Digita-
lisierung doch gerade bei der Be-
wältigung der Flüchtlingskrise ent-
scheidend, da doch letztlich alle 
Behörden in Bund, Ländern und 
Kommunen auf die gleichen Da-
ten zugreifen müssten. 
Stefan Klein, Geschäftsführer von 
Governikus, nahm die Verwaltun-
gen jedoch ein bisschen in Schutz, 
in dem er ein Mitglied des IT-Pla-
nungsrates zitierte, der auf die Fra-
ge, weshalb denn wenigstens nicht 

das an IT-Lösungen verwendet 
werde, was bereits auf dem Markt 
vorhanden sei, erklärt hatte: „Es 
gibt so viel, das vorhanden ist, dass 
die Auswahl aus dem Vorhande-
nem viel komplizierter und teurer, 
ist als irgendetwas Neues zu bau-
en.“

Wenn diese Einschätzung zuträfe, 
so Stefan Klein, dann sei alles was 
in dieser Runde bisher gesagt wor-
den sei, völlig untertrieben. 

Für Thomas Langkabel, National 
Technology Officer bei Microsoft 
Deutschland, liegen die Probleme 
vor allem im nicht überwundenen 

Silodenken der Verwaltungen. 
„Worauf wir hinarbeiten sollten, 
oder was wir beachten müssten, 
ist, dass wir das Ganze nicht als 
Digitalisierungsproblem betrach-
ten. Die Ursachen liegen sehr viel 
tiefer.“ 

Das sehr plastische Beispiel der 
Flüchtlingskatastrophe, das zudem 
auch noch eine hohe Öffentlich-
keitswirksamkeit habe, führe wie-
der einmal mehr das Siloproblem 
der deutschen Verwaltung bezie-
hungsweise die Undurchlässigkeit 
der verschiedenen Verwaltungs-
ebenen sehr eindrücklich vor Au-
gen. 
Langkabel weiter: „Es gibt ja die 
Binsenweisheit, dass in jeder Kri-
se auch eine Chance liegt. In 
Deutschland wäre diese Chance, 
dass wir es schaffen, in Deutsch-
land der Staatsmodernisierung und 
Digitalisierung in den Verwaltun-
gen den Weg zu ebnen ohne dabei 
in den für Deutshland in solchen 
Fällen typischen Aktionismus zu 
verfallen und das nächste Verwal-
tungsilo, das dann „Flüchtlinge“ 
heißt, aufzustellen.“
Die eigentliche Aufgabe bestehe in 
der jetzigen Situation seiner Mei-
nung nach darin, zu fragen, was 
bedeutet die aktuelle Situation für 
das Ressortprinzip und für die Mo-
dernisierung der Verwaltung ins-
gesamt, so Langkabel. Langkabel 
verwies in diesem Zusammenhang 
auch auf die Tatsache, dass es im-
mer noch Verwaltungsgerichte ge-
be, die das Verbot der Mischver-
waltung hochhielten. 

Wilfried Bernhardt, Staatssekre-
tär a.D. und ehemaliger CIO des 
Freistaats Sachsen, meinte dazu; 
„Eigentlich ist alles, was bisher ge-
sagt wurde richtig. Auch wenn es 
sich manchmal ein bisschen wi-
dersprüchlich anhört. Natürlich 

bringt die Flüchtlingskrise auch 
zutage, das wir ein Organisations-
problem haben, wenn schon die 
Zusammenarbeit zwischen den ver-
schiedenen Ebenen nicht reibungs-
los klappt. Und hier sind ja alle 
Ebenen, in allen Ländern betrof-
fen, das ist in der Tat einer neuer 
Umstand.“

Und natürlich eröffne die gegen-
wärtige Situation auch die Chan-
ce, in organisationstechnischer 
Hinsicht neue Dinge auszuprobie-
ren, so wie das damals bei Hartz 
IV der Fall gewesen sei, so Bern-
hardt weiter. Damals habe aller-
dings das Bundesverfassungsge-
richt schnell und klar die Grenzen 
eines solchen Vorgehens aufge-
zeigt, was zur Folge hatte, dass man 
nachher nur noch bemüht war, das 
irgendwie mit dem Verfassungs-
recht in Einklang zu bringen. Eine 
Gefahr so Bernhardt, die mögli-
cherweise auch diesmal drohe.
Bernhardt weiter: „Hinzu kommt, 
wenn wir jetzt anfangen zu sagen, 
jetzt haben wir ein Problem, jetzt 
räumen wir mal richtig auf, dann 
werden die Verantwortlichen, die 
jetzt aktuell das humanitäre Pro-

blem des Flüchtlingsstroms 
organisieren müssen, sagen, 
die Zeit dazu haben wir nicht. 
Die Zeit werde vor allem des-
halb nicht reichen, so Bern-
hardt, da es in diesem Fall 
auch zwingend darauf ankä-
me, das Bund, Länder und 
Kommunen an einem Strick 
zögen und sich auf ein ver-
bindliches IT-System einig-
ten. 
Bernhardts Fazit: „Man kann 
das zwar groß denken, es 
kommt aber immer klein 
raus.“ Und genau das sei 
auch die aktuelle Herausfor-
derung. Wir müssen uns da-
rüber im Klaren sein, dass 
wir jetzt die Chance zur Ver-
änderung haben, wissen aber 
gleichzeitig, dass wir die Zeit 
zur Umsetzung eines wirk-
lich großen Wurfes nicht ha-

ben, weil die Flüchtlinge jetzt ver-
sorgt werden müssen und nicht bis 
übermorgen warten könnten.“ 
In einer solchen Situation wäre ein 
Leuchtturmprojekt angebrachter, 
so Bernhardts Meinung. In diesem 
Sinne habe er auch den Beschluss 
des IT-Planungsrats verstanden. 



Wir haben dazu mit Dr. Matthias 
Flügge, Leiter Digital Public Ser-
vices, Fraunhofer Institut für Of-
fene Kommunikationssysteme (Fo-
kus) gesprochen.

 Das Europäische Daten-
portal ist der zentrale Einstiegs-
punkt für die Suche nach Daten 
des öffentlichen Sektors in der EU. 
Dabei handelt es sich überwiegend 
um offene Daten, die in maschi-
nenlesbarer Form und unter frei-
en Lizenzen bereitgestellt werden. 
Perspektivisch sollen auf dem Eu-
ropäischen Datenportal nicht nur 
Offene Daten der EU 28, sondern 
von bis zu 39 Ländern verzeichnet 
werden, also auch von Ländern des 
Europäischen Wirtschaftsraums 
und von Beitrittskandidaten. 
Die Zielgruppe ist breit: Von inte-
ressierten Bürgern über Datenjour-
nalisten bis hin zu Software-Ent-
wicklern, die neue Apps mit den 
offenen Daten realisieren möch-
ten. Das Portal selber beherbergt 
ausschließlich Metadaten – es ist 
ein Katalog, mit dem sich offene 
Daten europaweit nach einheitli-
chen Kriterien finden lassen. Die 
Daten selber liegen dann in der Re-
gel beim Datenbereitsteller. Aktu-
ell sind mehr als eine Viertelmilli-
on Datensätze auf dem Portal ver-
zeichnet. Dabei sind noch längst 
nicht alle Quellen „angezapft“.

 Im rein nationalen Kon-
text sicherlich. Das Vorhaben ist 
jedoch ein Baustein der EU-Initi-
ative für den sogenannten „digital 
single market“, mit dem 28 natio-
nale Märkte mittels digitaler Tech-
nologien zu einem einzigen Markt 
zusammengeführt werden sollen. 
Ein Beispiel: Wenn Sie offene Um-
weltdaten verschiedener EU-Län-
der vergleichen wollen, dann möch-
ten Sie nicht 28 verschiedene Da-
tenportale abklappern, sondern 
die Infos möglichst an einer Stel-
le erhalten.

 Schwierig. Nach einer 
Schätzung der EU können die Mit-
gliedsstaaten mit öffentlichen 
 Daten jährlich positive Effekte in 
Höhe von 40 Milliarden Euro re-
alisieren, sei es durch neue Ge-
schäftsfelder, die dank mehr In-

formationen erschlossen werden, 
durch bessere Bildungsangebote 
oder einer schlankeren Verwal-
tung. Im Rahmen des Gesamtpro-
jekts, das von Cap Gemini Consul-
ting in den Niederlanden geleitet 
wird, wurde jüngst eine Studie ver-
öffentlicht, die für Europa das 
Marktvolumen für Open Data bis 
2020 auf 300 Milliarden Euro 

schätzt. McKinsey spricht von ei-
nem Potenzial von weltweit drei 
Billionen US-Dollar jährlicher 
Wertschöpfung. 
Ich bin kein Freund solch großer 
Hausnummern. Dadurch werden 
Erwartungen geweckt, die eventu-
ell nicht erfüllt werden können. 
Aktuell ist die wirtschaftliche Nut-
zung offener Daten tatsächlich weit 
hinter den ersten euphorischen 
Prognosen zurück. Das liegt aber 
auch daran, dass öffentliche Stel-
len noch sehr zurückhaltend sind 
mit der Datenveröffentlichung. 
Man kann nicht erwarten, dass Un-
mengen von Anwendungsentwick-
lern aus der vergleichsweise klei-
nen Menge offener Daten, die ih-
nen derzeit vorgesetzt werden, 
grandiose Geschäftsmodelle zau-
bern. Es muss doch eher anders-
herum laufen: Zu neuen innovati-
ven Ideen müssen schnell die pas-
senden Daten gefunden werden.

 Hier hat sich in den letz-
ten Jahren viel getan. Die meisten 
EU-Länder haben heute nicht nur 
ein nationales Open-Data-Portal, 
sondern auch einen gesetzlichen 
Rahmen für die Bereitstellung von 

offenen Daten. Zu den Vorreitern 
gehören etwa Spanien und Eng-
land. In kleineren Ländern, wie 
Malta und Luxemburg, gibt es bis-
lang noch kein nationales Portal. 
Dort, wo ein gesetzlicher Rahmen 
zur Veröffentlichung offener Ver-
waltungsdaten vorliegt, findet man 
noch zu viele „Soll“-Regelungen. 
Ebenso sieht es mit der Förderung 

weitergehender Open-Data-Initi-
ativen und -Organisationen aus. 
Das ist eher noch dünn. Leucht-
türme, wie das „Open Data Insti-
tute“ in England stehen recht ein-
sam da. Deutschland befindet sich 
in Sachen Open Data im oberen 
Mittelfeld. Beim Bund ist das The-
ma personell dünn besetzt, und 
einzelne Ressorts fahren ihre eige-
nen, nicht immer abgestimmten, 
Open-Data-Strategien. 
Positiv zu erwähnen ist sicherlich 
der nationale Aktionsplan Open 
Data. Dieser beinhaltet konkrete 
Maßnahmen zur Förderung von 
Open Data, auch wenn diese bis-
her nicht ambitioniert genug sind. 
Auch die föderalen Strukturen ma-
chen die Umsetzung nicht gerade 
leichter. Viele Bundesländer ha-
ben ein Open-Data-Portal und zum 
Teil auch eine Open-Data-Strate-
gie. Auf kommunaler Ebene wird 
es dann – bis auf wenige Ausnah-
men – aber schon recht dünn, was 
die Bereitstellung offener Daten 
anbelangt. 

 Die größte Herausforde-
rung bei der Umsetzung war die 

Vielzahl an heterogenen Quellen 
in den europäischen Ländern, die 
angezapft werden mussten. Diese 
Datenquellen haben teilweise sehr 
unterschiedliche Datenmodelle, 
die wir intern auf ein einheitliches 
Modell abbilden. Eine weitere He-
rausforderung ist die Mehrspra-
chigkeit der Metadaten. Eine ma-
nuelle Übersetzung ist bei einer 
derart hohen Zahl an Datensätzen 
nicht möglich. 
Wir nutzen daher den „Machine 
Translation Service“ der EU-Kom-
mission für eine automatisierte 
Übersetzung der Metadaten in 
Deutsch, Englisch und Französisch. 
Sowohl die Geschwindigkeit als 
auch die Qualität der Ergebnisse 
sind aber noch – sagen wir mal – 
verbesserungswürdig. Insbeson-
dere, da es Ziel ist, in weiteren Ver-
sionen des Portals in alle 24 offi-
ziellen EU-Sprachen zu übersetzen. 

 Vom grundsätzlichen Auf-
bau orientiert sich das Portal an 
bereits erprobten Portalen. Wir ha-
ben aber eine ganze Reihe von in-
novativen Features entwickelt: Für 
das „Harvesting“, also das „Ern-
ten“ von Metadaten aus anderen 
nationalen Portalen und Datentöp-
fen, haben wir eine komfortable 
Lösung entwickelt, die sich ohne 
große Programmierkenntnisse er-
weitern und an neue Datenquellen 
anpassen lässt. 
Dann haben wir einen „Lizenz-As-
sistenten“ entwickelt, der sowohl 
Datennutzer als auch Datenbereit-
steller bei der Interpretation und 
Auswahl geeigneter Datenlizenzen 
unterstützt. Ziel ist es, diesen As-
sistenten mit mehr „Intelligenz“ 
auszustatten, damit prinzipiell be-
liebige Lizenzen und deren Kom-
binierbarkeit automatisiert analy-
siert werden können. 
Eine weitere nützliche Funktion: 
Die Metadaten des Portals werden 
als Linked Data bereitgestellt und 
sind damit gut auswertbar und in-
tegrierbar. Das ist zugegebener-
maßen eher etwas für Profis – aber 
auch hier haben wir Assistenz-
Funktionen entwickelt. Ebenfalls 
interessant: Die Qualität der Me-
tadaten auf dem Portal wird kon-
tinuierlich überprüft, und die öf-
fentlichen Stellen in den europäi-
schen Ländern erhalten regelmäßig 
automatisiert visuelle Feedback-
Reports.

 Als Nutzer wünscht man 
sich natürlich eine hohe Datenqua-
lität, das heißt, möglichst vollstän-
dige und aktuelle Daten in einer 
hohen Granularität mit wenigen 
Fehlern und umfangreichen Me-
tadaten. Besser ist es allerdings, 
wenn auch Daten veröffentlicht 
werden, die in puncto Datenqua-
lität nicht den höchsten Ansprü-
chen genügen, als dass diese we-
gen vermeintlicher Qualitätsmän-

gel zurückgehalten werden. Zudem 
kann die Community von Daten-
nutzern durchaus auch bei der Auf-
wertung, Korrektur, Strukturie-
rung und Annotation von Daten 
behilflich sein.
Welche Daten besonders spannend 
sind, das hängt natürlich stark von 
der Nutzersicht ab. Man kann aber 
sagen, dass grundsätzlich georefe-
renzierte Daten besonders schnell 
in innovative Anwendungen auf-
genommen werden. Außerdem gibt 
es noch vergleichsweise wenige 
Echtzeitdaten. 
Die digitale Vernetzung schreitet 
rasch voran, und das Internet der 
Dinge wächst rasant. Mit Echtzeit-
daten – zum Beispiel von Infra-
struktur-Sensoren in Straßen, 
Parkplätze, Luftmessstationen, 
Energienetzen – lassen sich ex trem 
spannende Anwendungen realisie-
ren. Bei Fokus entwickeln wir ge-
rade Erweiterungen für die besse-
re Einbindung und Nutzung von 
Echtzeitdaten in unsere Open-Da-
ta-Plattform. 

 Das Gesamtprojekt zum 
Europäischen Datenportal hat so-
wohl technische als auch organi-
satorische Aktivitätsstränge. 2016 
und 2017 sollen jeweils im Früh-
jahr die Version 1.0 beziehungs-
weise 2.0 des Portals fertiggestellt 
sein. Technisch wird es vor allem 
um die bessere Vernetzung von Da-
ten, also um den Ausbau der 
Linked-Data-Mechanismen gehen. 
Damit die Datenqualität langfris-
tig steigen kann, werden wir das 
Datenmonitoring um weitere 
Funktionen zur Qualitätsanalyse 
erweitern. Parallel dazu laufen wei-
tere Aktivitäten – sogenannte Ser-
vices – sowohl für die Unterstüt-
zung von Datenbereitstellern und 
Datennutzern.
Das reicht von der Erstellung von 
Trainingsunterlagen und der 
Durchführung von Workshops bis 
hin zu High-Level-Veranstaltun-
gen bei denen fortgeschrittene EU-
Länder die „Anfänger“ in Sachen 
Open Data an Ihren Erfahrungen 
und Erfolgsrezepte teilhaben las-
sen. Hier bringt auch das Open Da-
ta Institute als Partner des Gesamt-
konsortiums seinen Erfahrungs-
schatz ein.
Ein weltweites Open-Data-Portal? 
Ich frage mich, wer sich dafür ver-
antwortlich zeigen könnte bezie-
hungsweise das Vorhaben in die 
Hand nehmen würde. Wir unter-
stützen jedenfalls gerne!
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Einer der Schwerpunkte des dies-
jährigen eGovernment Summit war 
die Frage, wie sich der unüberseh-
bare digitale Wandel in Staat, Ge-
sellschaft und Wirtschaft gestalten 
lässt. Entsprechend ihrer Bedeu-
tung wurde die Fragestellung aus 
allen Perspektiven angegangen. 
So erwartete sich der Beauftragte 
der Bundesregierung für Informa-
tionstechnik, Staatssekretär Klaus 
Vitt, in seinem Grußwort, dass vor 
allem die Umsetzung des Regie-
rungsprogramms „Digitale Verwal-
tung 2020“ und des Kabinettsbe-
schlusses zur IT-Konsolidierung 
des Bundes die Digitalisierung und 
die Vernetzung in der Verwaltung 
des Bundes deutlich voranbringen 
würden.
Und der bayerische CIO, Finanz-
minister Markus Söder erklärte im 

Vorfeld des eGovernment Summit: 
„Digitalisierung ist ein Top-The-
ma in Bayern. Dazu gehören der 
Breitbandausbau, die Datensicher-
heit und der Ausbau von eGovern-
ment nach modernem Recht.“
Die Politik sei gefordert, so Söder 
weiter, bestmögliche Rahmenbe-
dingungen für Unternehmen zu 
schaffen, damit sie weiterhin welt-
weit erfolgreich arbeiten könnten. 
Der Breitbandausbau – insbeson-
dere im ländlichen Raum – neh-
me hier eine zentrale Rolle ein. Das 

schnelle Internet sorge für gute Er-
reichbarkeit und die Ansiedlung 
von Unternehmen. Es ermögliche 
erst die digitale Kommunikation 
zwischen Bürgern und Verwaltung. 

Franz-Reinhard Habbel, Sprecher 
des Deutschen Städte- und Ge-
meindebunds, betonte: „Wir müs-
sen darauf achten, dass sich die 
 Lebenswelt und die politische Sys-
temwelt nicht zu weit auseinander 
entwickeln. Unsere Aufgaben müs-
sen dynamisch an die veränderte 
Lebenswelt angepasst werden. Bür-
ger und Bürgerinnen treten als 
neue Mitgestalter auf. Vernetzung 
und Plattformen sind die Instru-
mente, die Menschen zur Selbst-

organisation und für neue Servi-
ces verstärkt nutzen. Politik und 
Verwaltung sollten diese Entwick-
lung nicht nur beobachten, son-
dern in Form neuer Partnerschaf-
ten mitgestalten.“
Es gehe darum, die Chancen der 
Digitalisierung für mehr Prosperi-
tät, für die Stärkung des Einzelnen 
und für die Solidarität in der Ge-
sellschaft zu nutzen, so Habbel. 
Auf dem eGovernment Summit 
wurden die Probleme und Heraus-
forderungen der Digitalisierung 

nicht nur auf dem Niveau der Lan-
des- und Bundespolitik diskutiert, 
auch ganz konkrete Fragen zur Um-
setzung vor Ort wurden von dem 
hochkarätigen Gremium intensiv 
besprochen.
So referierte etwa der CIO Bre-
mens, Staatsrat Hans-Henning 
Lühr, über das Projekt der Hanse-
stadt Bremen „Verknüpfung von 
Regierungscontrolling mit dem 
eHaushalt“. 
Ziele des Programms zum Regie-
rungscontrolling der Hansestadt 
sind:

 die koordinierte Festlegung der 
Schwerpunkte der Regierungs-
arbeit und Operationalisierung 
in konkreten Vorhaben,

 politischen Entscheidungsträ-
gern rechtzeitig und transparent 
Risiken, Entscheidungsbedarfe 

und die Erreichung von Meilen-
steinen zu den Regierungsvor-
haben offenzulegen,

 eine kontinuierliche Übersicht 
über den Umsetzungsstand der 
Vorhaben zu ermöglichen,

 Steuerung durch die politischen 
Entscheidungsträger

 und durch die Verknüpfung mit 
dem elektronischen Haushalt soll 
Transparenz erzielt werden.

Der eHaushalt seinerseits soll ei-
ne wirkungsorientierte Verwaltung 
ermöglichen, die in der Lage ist, 

Ziele und Planungen mit messba-
ren Kennzahlen zu hinterlegen. Zu-
dem soll das System die politisch 
Verantwortlichen in die Lage ver-
setzen, regelmäßige Controllings 
beziehungsweise Benchmarkinfor-
mationen abzurufen.
Zur Umsetzung dieser integrierten 
Gesamtsteuerung soll ein umfas-
sendes Steuerungssystem in Form 
eines webbasierten Management-
Informations-Systems implemen-
tiert werden. Die im Zusammen-
hang mit der Einführung aufge-
worfenen Fragestellungen wurden 
auf dem eGovernment Summit ein-
gehend diskutiert.
Auch in den Thinktanks wurden 
aktuelle Fragestellungen im 
eGovernment intensiv diskutiert. 
So widmete sich ein Thinktank der 
IT-Konsolidierung im Saarland 
und ein weiterer analysierte die 
Auswirkungen der Digitalisierung 
auf die Verwaltungsarbeit. 
Eines der Highlights war der vom 
CIO des Landes Sachsen-Anhalt, 
Staatssekretär Michael Richter, 
moderierte Thinktank zum Bil-
dungsnetzwerk des Landes, das 
einmal alle wichtigen Bildungsein-
richtungen miteinander vernetzen 
und so ein zeitgemäßes Bildungs-
wesen schaffen soll. 
Ein weiterer Schwerpunkt war der 
vom Ulmer Bürgermeister Gunter 
Czisch geleitete Thinktank „Bür-
ger.Verwaltung. Vier.Null – Digi-
tales Leben und Arbeiten in der 
Zukunftstadt 2030“. Czisch unter-
suchte hier die Herausforderun-
gen, welche Kommunen im Zuge 
des digitalen Wandels bewältigen 
müssen.

In weiteren Thinktanks wurde dis-
kutiert, wie die Akzeptanz von 
eGovernment in der Bevölkerung 
verbessert werden könnte und wel-
chen Nutzen der Einsatz von Ex-
perimentierklauseln bei eGovern-
ment bringe. 
So erwies sich auch der achte 
eGovernment Summit als tragfä-
hige Arbeitsplattform, um die Ent-
wicklungen rund um eGovernment 
zu analysieren. 
Franz-Reinhard Habbel fasste das 
in die Worte: „Neues Denken, neue 
Ideen, neue Strategien und neue 
Konzepte sind gerade in Umbruch-
zeiten gefragt. Der eGovernment 
Summit ist eine zentrale Plattform 
für den Blick nach vorn, die ohne 
Zeitdruck  eine offene Diskussio-
nen mit interessanten Menschen 
in einem kommunikativen Ambi-
ente ermöglicht.“  
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Anzeige

E-Government spielt eine ent-
scheidende Rolle bei der Verwal-
tungsmodernisierung und ist 
eine wichtige Antwort der Ver-
waltung auf die Herausforderun-
gen der Digitalisierung. E-
Government dient als Hebel, mit 
dem Prozesse verschlankt, Ver-
fahren beschleunigt und Behör-
den entlastet werden. Der Bürger 
soll dabei seine Verwaltungsan-
gelegenheiten rund um die Uhr 
bequem vom Sofa aus erledigen 
können. Doch wie ist es tatsäch-
lich bestellt um die E-Govern-
ment-Landschaft in Deutsch-
land, an der seit gut 15 Jahren an 
verschiedenen Ecken gebastelt 
und gebaut wird? 
Dieser Fragestellung ist das Kom-
petenzzentrum Öffentliche IT  im 
Auftrag des Nationalen Normen-
kontrollrates nachgegangen und 
kommt zu ernüchternden Ergeb-
nissen.

Der Entwicklungstand 
von E-Government

In einer breit angelegten Unter-
suchung wurde die E-Govern-
ment-Landschaft in Deutschland 
aus der Nutzerperspektive be-
trachtet. Von wenigen Bereichen 
wie etwa Steuerfragen abgese-
hen, sind Städte und Gemeinden 
die erste Anlaufstelle der Bürger 
für Verwaltungsangelegenhei-
ten. Entsprechend konzentrierte 
sich die Untersuchung auf 68 
kommunale Portale, die nach re-
gionalen und funktionalen Krite-
rien geschichtet und innerhalb 
der Schichten zufällig ausge-
wählt wurden. 
Untersucht wurden sowohl der 
Gesamteindruck, als auch fünf 

konkrete, hinsichtlich Komplexi-
tät und Lebenslage sehr unter-
schiedliche Verwaltungsleistun-
gen. Ergänzend wurden Landes-
portale und Angebote auf 
Bundesebene unter die Lupe ge-
nommen.
Das wichtigste und zugleich er-
nüchternde Ergebnis: E-Govern-
ment kommt bei den Bürgern 
nicht an. Die Hälfte der unter-
suchten Kommunen bietet nur 
zwei oder weniger Online-Diens-
te an. Auf mehr als 20 Online-
Dienste kommen gerade einmal 
9 Prozent der untersuchten Kom-
munen. In der Fläche finden sich 
fast nur Informationsangebote. 
E-Government endet dann bei 
einem PDF-Download und dem 
Hinweis, dass persönliches Er-
scheinen unumgänglich sei. 
Sollte doch zufällig einmal ein 
geeignetes Online-Angebot zur 
Verfügung stehen, so fehlt es oft-
mals an wichtigen Qualitätskrite-
rien. Spürbarer Nutzen wie Ge-
bührenreduzierungen oder Sta-
tusabfragen zum Verfahren 
bieten nur ein verschwindend 
geringer Anteil der Online-Diens-
te. E-Government als medien-
bruchfreies, vollständig digitales 
Transaktions- und Interaktions-
angebot zur ganzheitlichen Ab-
wicklung von Verwaltungsver-
fahren gibt es fast nicht. 

Wirksames  
E-Government

Ein Blick in die wichtigsten E-
Government-Studien der letzten 
Jahre zeigt wo die Hürden liegen. 
Damit E-Government wirksam 
ist, also bei den Nutzern an-
kommt und dort auch akzeptiert 

wird, müssen die Faktoren Zu-
gang, Benutzbarkeit, Nutzen und 
Verbindlichkeit gleichermaßen 
erfüllt sein. 
Zur vielleicht größten Herausfor-
derung der deutschen E-Govern-
ment-Landschaft zählt die Schaf-
fung echter Mehrwerte für die 
Nutzer. Grundvoraussetzung 
hierfür ist, dass überhaupt ein 
umfassendes E-Government-An-
gebot existiert. Solange sich je-
doch die Zeitaufwände auf Bür-
gerseite und die Bearbeitungs-
zeiten nicht von denen der 
analogen Beantragung unter-
scheiden, gibt es keinen Anreiz 
die Online-Angebote zu nutzen. 
Kommen dann noch zusätzliche 
Anforderungen, wie speziell be-
nötigte Hardware oder Software 
hinzu, wird schnell deutlich, dass 
der Weg zum Amt am Ende des 
Tages das geringere Übel dar-
stellt.
Solange also nur wenige Ange-
bote mit geringem Nutzen ver-
fügbar sind, nehmen die Bürger 
die Online-Angebote nicht an. 
Daher ist es nicht verwunderlich, 
dass der Trend bei der Nutzung 
von E-Government in Deutsch-
land sogar rückläufig ist. Die aus-

bleibende Nutzung entmutigt 
auch die Verwaltung zuneh-
mend. Gewünschte Einspareffek-
te bleiben aus, teure Investitio-
nen rechnen sich nicht und ver-
ursachen durch den Betrieb 
sogar zusätzliche Kosten. In Zei-
ten knapper Haushaltskassen 
schwindet dadurch die Bereit-
schaft, neue Angebote bereitzu-
stellen. Ein Teufelskreis.

Was tun?

Klar ist, der Teufelskreis aus ge-
ringer Nutzung und geringem 
Angebot muss durchbrochen 
werden, damit E-Government 
seine Wirkung entfalten kann. 
Wirksames E-Government fasst 
IT-Komponenten über Zustän-
digkeitsgrenzen hinweg zusam-
men. Eine konsequente Digitali-
sierung von Verwaltungsprozes-
sen kombiniert mit einer 
Konsolidierung der eingesetzten 
Komponenten birgt Effizienzpo-
tenziale in Milliardenhöhe. Im 
Rahmen der Studie wird deut-
lich, dass wirksames E-Govern-
ment 34 Prozent der derzeitigen 
Aufwände auf Nutzer- und Ver-
waltungsseite einsparen kann.

Der Schlüssel für ein wirksames 
E-Government sind die Kommu-
nen. Um ein breites und gutes E-
Government-Angebot zur Verfü-
gung stellen zu können, benöti-
gen sie sowohl Basis- als auch 
Fachkomponenten. Diese müs-
sen von Bund und Ländern be-
reitgestellt werden. Dazu sind 
massive Investitionen erforder-
lich. 
Für den Aufbau gemeinsamer 
Basiskomponenten und die Um-
setzung von 60 TOP-Verwal-
tungsleistungen kommt die Stu-
die zu initialen Investitionskos-
ten von mindestens 1,7 Milliarden 
Euro. Eine enorme Summe. Wenn 
man jedoch bedenkt, dass Bund, 
Länder und Kommunen jedes 
Jahr etwa 13 Milliarden Euro für 
ihre IT ausgeben, wird schnell 
deutlich, dass mittelfristig genug 
Geld im System ist – auf den rich-
tigen Mitteleinsatz kommt es an.

Die Politik ist gefordert

Anspruch und Wirklichkeit liegen 
weit auseinander. Will Deutsch-
land beim E-Government in Zu-
kunft in der ersten Liga mitspie-
len, braucht es ein deutliches Si-
gnal. Politischer Wille auf allen 
Ebenen ist notwendig, um ein 
wirksames E-Government zu 
schaffen. Dazu sind auch neue 
gesetzliche Rahmenbedingun-
gen erforderlich. Warum sollte 
man nicht ein Recht des Bürgers 
auf vollständig digitalisierte Ver-
waltungsleistungen manifestie-
ren? Und warum sollten neue ge-
setzliche Regelungen im Sinne 
einer Folgenabschätzung nicht 
bereits in der Entstehung auf ihre 
elektronische Umsetzbarkeit hin 
überprüft werden?
Wirksames E-Government bedarf 
gemeinsamer und einheitlicher 
Lösungen. Hierfür müssen über-
greifende Gremien, wie der IT-
Planungsrat, etabliert werden, 
die eine gemeinsame Koordinie-
rung und Steuerung überneh-
men. Diese müssen jedoch auch 
mit einem operativen Unterbau 
und entsprechenden Mittel aus-
gestattet werden. 
Wirksames E-Government be-
deutet auch, Abläufe und Ver-
waltungsprozesse neu zu den-
ken. Mit optimierten Prozessab-
läufen lassen sich unnötige 
technische Hürden vermeiden. 
Normenscreening und E-Govern-
ment-Gesetz sind ein Anfang, 
doch bis die Bürger ihre Verwal-
tungsangelegenheiten vom Tab-
let aus an einem Sonntagnach-
mittag erledigen können, ist es 
noch ein weiter Weg.

E-Government in Deutschland

Raus aus dem Teufelskreis

Die Autoren:

Mike Weber und Christian Welzel

Weitere Informationen:

Das White Paper sowie eine umfangreiche 
Dokumentation mit allen Ergebnissen finden 
Sie unter 

[  http://bit.ly/ 

FraunhoferStudien ]
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Klar ist, der Teufelskreis aus unattraktivem Angebot und geringer Nutzung muss 

endlich durchbrochen werden, wenn Deutschland im E-Government in der ersten

Liga mitspielen will. Dazu braucht es zunächst einmal politischen Willen, finanzielle 

Mittel und richtige Anreize. Weshalb sollte nicht das Recht des Bürgers auf

vollständige digitale Verwaltungsdienste ins Gesetz geschrieben werden?

Alle Ergebnisse der Studie

Wie sich die E-Government-Landschaft heute darstellt und welche Möglich-

keiten es gibt, den Teufelskreis aus schwacher Nutzung und geringem An-

gebot zu durchbrechen, können Sie in dem White Paper „E-Government in 

Deutschland: Vom Abstieg zum Aufstieg“ nachlesen.

Das White Paper sowie eine umfangreiche Dokumentation mit allen Ergeb-

nissen finden Sie unter www.oeffentliche-it.de/publikationen.



Das Bundesamt für Sicherheit in 
der Informationstechnik (BSI) hat 
den Bericht zur Lage der IT-Sicher-
heit in Deutschland 2015 veröf-
fentlicht. Bundesinnenminister Dr. 
Thomas de Maizière und BSI-Prä-
sident Michael Hange stellten den 
aktuellen Bericht in Berlin der Öf-
fentlichkeit vor.
„Der Bericht zeigt, dass die Anzahl 
der Schwachstellen und Verwund-
barkeiten in IT-Systemen weiter-
hin auf einem sehr hohen Niveau 
liegt“, so Dr. Thomas de Maizière. 
Einige dieser Schwachstellen of-
fenbarten schwerwiegende Sicher-
heitslücken. „Der Schutz der IT-
Systeme durch die Anwender kann 
mit den oft hoch entwickelten 
Werkzeugen zur Ausnutzung von 
Sicherheitslücken nicht immer 
Schritt halten“, resümiert der Bun-
desinnenminister.

Drei Entwicklungen stuft de Mai-
zière als besonders bedenklich ein:

Angesichts der hohen Zahl von 
erkannten Schwachstellen ten-
dieren einige IT-Hersteller da-
zu, für die aus ihrer Sicht weni-
ger schwerwiegenden Sicher-
heitslücken in ihren Produkten 
keine Sicherheitsupdates mehr 
bereitzustellen. Dies verschärft 
die Gefährdungslage unnötig.
Die Zahl der Angriffe auf indus-
trielle Produktionsanlagen steigt. 
Hierdurch entstehen neue be-
triebs- und volkswirtschaftliche 
Risiken.
Aspekte der IT-Sicherheit wer-
den bei der Digitalisierung nicht 
immer ausreichend berücksich-
tigt, und zwar auch dann nicht, 
wenn ein Ausfall der betreffen-

den Systeme zu weitreichenden 
persönlichen oder gesellschaft-
lichen Folgen führen kann.

Auf die Netze der Bundesverwal-
tung wurden auch 2015 kontinu-
ierlich Cyber-Attacken ausgeübt – 
sowohl ungezielte Massenangriffe 
als auch gezielte Kampagnen. Dem 
steht ein mehrstufiges Sicherheits-
modell gegenüber:

Abwehr von ungezielten Angrif-
fen durch kommerzielle Schutz-
produkte,
Optimierung der Detektion 
durch eigene Erkenntnisse und 
Signaturen,
Erkennung gezielter Angriffe 
durch Eigenentwicklungen.

Im Bereich eMail-Schutz wurden 
laut BSI in der ersten Jahreshälf-

te 2015 in den Regierungsnetzen 
durchschnittlich etwa 11.000 infi-
zierte eMails pro Monat in Echt-
zeit abgefangen, bevor sie die Post-
fächer der Empfänger erreichten. 
Dazu werden kommerzielle Viren-
schutzprogramme eingesetzt und 
mit eigenen Signaturen ergänzt, 
die beispielsweise die tagesaktuel-
le Spamlage berücksichtigen. 
Darüber hinaus werden pro Tag 
durchschnittlich 15 Angriffe auf 
die Regierungsnetze detektiert, die 
mit normalen Schutzmaßnahmen 
nicht zu erkennen gewesen wären. 
Durchschnittlich ein gezielter An-
griff alle zwei Tage hatte einen 
nachrichtendienstlichen Hinter-
grund.
Eine weitere Schutzkomponente 
blockiert ausgehende Netzverbin-

dungen auf infizierte Webseiten, 
die Schadprogramme verteilen, 
oder Verbindungsversuche von be-
reits aktiven Schadprogrammen 
zu Kontrollservern, die für die Steu-
erung und den Datenabfluss ge-
nutzt werden. Diese Maßnahme 
soll präventiv greifen und bereits 
infizierte Systeme, bei denen die 
eingesetzten kommerziellen IT-Si-
cherheitsprodukte nicht gegriffen 
haben, erkennen. 
Laut BSI wurden 2015 mit dieser 
Methode täglich rund 5.000 Ver-
bindungsversuche zu Schadcode-
servern blockiert. Bis September 
2015 wurden bereits 152-mal ak-
tive Schadprogramme detektiert, 
die kommerzielle Schutzsysteme 
unterlaufen haben. Den größten 
Anteil daran hatten Kampagnen, 
die den Banking-Trojaner „Feodo“ 
in gefälschten Rechnungsanhän-

gen versandt haben. Dabei wurde 
der Empfänger dazu verleitet, die 
Schadsoftware eigenständig durch 
Öffnen des Anhangs auszuführen 
und so zu installieren.
Behörden der Bundesverwaltung 
müssen nach §4 BSI-Gesetz gra-
vierende Sicherheitsvorfälle un-
verzüglich und weniger kritische 
Vorfälle monatlich an das Lage-
zentrum des BSI übermitteln. Nicht 
alle Behörden der Bundesverwal-
tung sind an das Regierungsnetz 
mit seinen zentralen Schutzkom-
ponenten angeschlossen.
Bis September 2015 wurden von 
kommerziellen Schutzprodukten 
über 2.300 Schadsoftware-Infek-
tionen in der Bundesverwaltung 
erkannt. Die Anzahl der erfolgreich 
abgewehrten Schadprogramme lag 

im selben Zeitraum bei knapp 
500.000.
Das BSI verzeichnet laut Lage-
bericht durchschnittlich drei bis 
vier Mal im Monat einen Denial-
of-Service (DoS)-Angriff auf ein-
zelne Webseiten der Bundesbehör-
den. Dabei hat sich die Zahl der 
Angriffe, bei denen die jeweils be-
troffene Behörde unverzüglich um 
Unterstützung des BSI bittet, von 
zwei (2013) auf 16 im Zeitraum Ja-
nuar bis September 2015 erhöht.

Ein „Advanced Persistent Threat 
(APT)“-Angriff zeichnet sich im 
Gegensatz zu üblichen Cyber-An-
griffen meist dadurch aus, dass 
dem Angreifer sowohl Zeit als auch 
Mittel in Form von Geld, Informa-
tionen und Entwicklungskapazitä-
ten in großer Menge zur Verfügung 
stehen. Ein APT verfolgt langfris-
tige Ziele. Das BSI bezeichnet APTs 
als „große Bedrohung für Verwal-
tungseinrichtungen“. Auch der im 
Mai 2015 durchgeführte Cyber-An-
griff auf den Deutschen Bundes-
tag war ein APT.
Das BSI rechnet damit, dass APT-
Angriffe zum Zweck der Wirt-
schaftsspionage oder Konkurrenz-
ausspähung auch in Zukunft von 
verschiedenen Gruppen durchge-
führt werden. Für den Umgang mit 
einem solchen Angriff rät das BSI 
zu folgenden Maßnahmen:

Analyse: genutzte Angriffswerk-
zeuge, erkennbare Angriffsmus-
ter, Ausmaß des Angriffs;
Kontrolle: Aktivitäten des An-
greifers unter Kontrolle halten, 
Aktionsradius des Angreifers ein-
schränken;
Bereinigung: Bereinigung infi-
zierter Systeme und Netze, ge-
gebenfalls Neuaufsetzung;
Härtung des Systems: Erfahrun-
gen und Lehren aus dem aktuel-
len APT-Angriff nutzen, um das 
System besser abzuschotten und 
zukünftige Angriffe besser ab-
wehren zu können.

Der Schutz vor Cyber-Angriffen 
auf Versorgungsdienstleister ob-
liegt zum einen den jeweiligen Be-
treibern, zum anderen aber auch 
dem Staat – im Rahmen der Da-
seinsfürsorge. Aus der Zusammen-
arbeit zwischen Staat und den Be-
treiber kritischer Infrastrukturen 
entstand 2007 beispielsweise die 
öffentlich-private Kooperation „UP 
KRITIS“. Laut Lagebericht habe 
sich jedoch gezeigt, dass der rein 
freiwillige Ansatz der Kooperation 
nicht ausreicht, um ein angemes-
senes Sicherheitsniveau zu erzie-
len. Dem soll seit diesem Jahr das 
IT-Sicherheitsgesetz entgegenwir-
ken. An der Definition kritischer 
Infrastrukturen wird noch gefeilt: 
„Derzeit wird an einer Verordnung 
gearbeitet, mit der unter anderem 
die unter das Gesetz fallenden KRI-
TIS-Betreiber konkret identifziert 
werden“.
Ziel des Gesetzes ist es, IT-Sicher-
heitsvorfälle dem BSI zu melden. 
Das BSI wertet die gemeldeten In-
formationen daraufhin aus und er-

stellt kontinuierlich ein Lagebild, 
das auch den Betreibern sowie den 
zuständigen Behörden zur Verfü-
gung gestellt werden soll. 
Die tatsächliche Bedrohungslage 
für kritische Infrastrukturen stellt 
sich laut BSI-Lagebericht folgen-
dermaßen dar:

Angriffe politisch motivierter 
Hacktivisten sind bei Unterneh-
men der KRITIS-Sektoren Me-
dien (Defacements oder Platzie-
rung von Falschinformationen 
auf gekaperten Medienwebsei-
ten), Energie und Kreditwirt-
schaft zu beobachten.
Besorgniserregend ist die Bedro-
hung durch Cyber-Sabotage. Seit 
„Stuxnet“ weiß man, dass die Sa-
botage von Maschinen und Ein-
richtungen durch Cyber-Angrif-
fe nicht nur denkbar ist, sondern 
tatsächlich durchgeführt wird.
Das Potenzial für Cyber-Angrif-
fe durch andere Staaten stellt für 
die deutsche Wirtschaft eine Be-
drohung dar. Darüber hinaus 
sind Unternehmen und kritische 
Infrastrukturen in Deutschland 
in vielen Fällen nicht ausreichend 
gegen Cyber-Angriffe gerüstet.
Auch ungerichtete Angriffe, zum 
Beispiel mit Schadsoftware, kön-
nen kritische Infrastrukturen 
treffen und den normalen Be-
triebsablauf stören. Die Heraus-
forderung ist, dass technische 
Geräte und Softwareprodukte 
genutzt werden, die entweder gar 
nicht oder nur mit hohem Auf-
wand gepatched werden können. 
Dies bietet den zigtausend Schad-
programmen, die im Internet 
kursieren, viele Angriffsmöglich-
keiten. 
In diesem Zusammenhang ist 
„Bring Your Own Device“ eine 
der größten Gefahrenquellen, da 
Schadsoftware aus den privaten 
Netzen der Mitarbeiter direkten 
Zugang erhält.

Das im Juli 2015 in Kraft getrete-
ne IT-Sicherheitsgesetz ist laut 
Bundesinnenminister ein erster 
wichtiger Schritt, um digitale Infra-
strukturen besser zu schützen. 
Doch das allein reiche nicht. „Wir 
müssen die Zusammenarbeit zwi-
schen Wirtschaft und Staat inten-
sivieren und auch neue Formen 
der Zusammenarbeit finden“, for-
dert Dr. Thomas de Maizière. 
Das BSI macht in seinem aktuel-
len Lagebericht die IT-Sicherheit 
damit zur gesamtgesellschaftlichen 
Aufgabe, die von Bürgern, Wirt-
schaft, Forschung und Politik glei-
chermaßen geschultert werden 
muss. „Prävention, Reaktion und 
Nachhaltigkeit bleiben dabei die 
Handlungsfelder des BSI“, heißt 
es ergänzend.  

eGovernment und 
die Notwendigkeit 
des IT-Sicherheits-
gesetzes.

ePayment ist Teil 
des eGovernment. 
Wie sieht es mit der 
Umsetzung aus?



 Nein, das wäre sicherlich 
der falsche Weg. Wir können uns 
einer fortschreitenden Digitalisie-
rung in allen gesellschaftlichen Be-
reichen nicht versperren – müs-
sen aber gleichzeitig auf die Risi-
ken hinweisen. 
Was wir aber dazu benötigen, ist 
ein gesundes Vertrauen als Basis 
für den uns oftmals fehlenden Mut 
zur Veränderung. Nur so kann es 
gelingen, dass wir zukünftig mit 
dem Standort Deutschland auch 
wettbewerbs fähig bleiben.

 Ich befürchte, dass die 
Bedrohungslage sogar noch viel 
schlimmer ist. Hier hilft ein Blick 
auf die Threat Map von Check 
Point. Hier zeigt sich das weite Aus-
maß der Angriffe. Nicht nur in 
Deutschland, sondern weltweit. 

Anstrengungen auf nationaler 
 Ebene reichen nicht aus, es braucht 
Aktionen über Staatsgrenzen 
 hinaus.
Das IT-Sicherheitsgesetz ist ein 
 guter erster Aufschlag, zwingend 
notwendig, aber der Staat kann 
nicht alles regeln. Man kann Cy-
bersicherheit nicht gesetzlich er-
zwingen.
Gefahren in Bezug auf Sicherheit 
sehe ich verstärkt im Bereich des 
vermehrten Einsatzes mobiler 

Endgeräte. Hier fehlt es noch am 
Verständnis und der Sensibilität 
für den Schutz dieser Geräte und 
den Umgang. 

 Deutschland ist nicht das 

einzige Land im Fadenkreuz von 
Cyberkriminellen. Trotzdem muss 
man sich hierzulande ebenfalls vor-
bereiten. Viele Unternehmen ha-
ben den Wert der digitalen Tech-
nologien für ihre Produktivität und 
Effizienz früh erkannt. Ihr Fokus 
bei der Implementierung zielte da-
bei auf Stabilität und unterbre-
chungsfreie Geschäftsabläufe ab, 
während die erhebliche Bedeutung 
der Sicherheit anfangs kaum be-
achtet wurde. 
Mittlerweile ist die Bedrohungs-
lage durch cyberkriminelle Angrif-
fe stark gewachsen, und gerade bei 
kleinen und mittleren Unterneh-
men hat das Vertrauen in die Di-
gitalisierung Schaden genommen.

 Man muss das Schritt für 
Schritt aufbauen und die lokalen 
Bedingungen verstehen. Grund-
sätzlich ist es erstaunlich, was ein-
zelne Kommunen in diesem Be-
reich auf die Beine gestellt haben. 
Allerdings muss man genau schau-
en und analysieren, wo Probleme 
liegen können und sollte keine vor-
schnellen Urteile fällen.
Bis heute haben wir es nicht ge-
schafft, die Politik für die Notwen-
digkeit der Verwaltungsmoderni-
sierung zu sensibilisieren und zu 
begeistern. eGovernment benötigt 
dringend diese politische Unter-
stützung und Verantwortung. Das 
heißt auch, wir brauchen eine Stra-
tegie, in der über den Zeitraum der 
Legislaturperiode hinweg gedacht 
wird.

 Mir geht es besonders um 
Aufklärung und das Sensibilisie-

ren der Menschen. Es ist vollkom-
men falsch, von so genannter „Di-
gitaler Sorglosigkeit“ der Bürger 
zu sprechen, wenn zugleich Um-
fragen ergeben, dass sich über 80 
Prozent der befragten Menschen 
um Datenschutz und -sicherheit 
sorgen. 
Diese Menschen erwarten von der 
Politik Schutz vor Diskriminierung, 
vor Datenmissbrauch und -spio-
nage sowie Rechtssicherheit. Ihr 
Vertrauen in die Handlungsfähig-
keit der Politik hat gerade auf 
 diesem Feld in jüngster Zeit stark 
gelitten.
Es ist wichtig, das die Politik die 
Bürger erreicht. Besonders regio-
nale und lokale Volksvertreter 
 nehmen daher eine wichtige Rol-
le ein. Oft genug nutzen die An-
greifer mangelndes Bewusstsein 
und fehlende Kenntnisse sowie den 
laxen Umgang mit den einfachs-
ten Sicherheitsregeln für ihre 
 Szenarien. 

 Es ist sinnvoll, das The-
ma auf EU-Ebene anzugehen, ein-
heitliche Standards zu schaffen und 
die Rechte der Bürger zu stärken. 
Das Problem ist aber das gleiche 
wie beim IT-Sicherheitsgesetz: Es 
reicht nicht, Regeln nur vorzuge-
ben, es bedarf konkreter Lösungs-
ansätze. 
Unternehmen brauchen klare We-
ge, um Compliance zu erreichen, 
nicht einfach nur Regeln und Nor-
men. Man darf Organisationen 
nicht alleine stehen lassen.
 
 

Besonders besorgniserregend 
sieht das Sicherheitslabor von 
Panda Security in seinem Quar-
talsbericht „PandaLabs Report 
Q3 2015“ den Angriff auf das 
 „Hacking Team“, eine in Mailand 
angesiedelte IT-Firma, die zahl-
reiche Tools für Internetspiona-
ge- und Cyberattacken von ver-
schiedenen Regierungen weltweit 
kontrolliert. „Den Hackern ist es 
gelungen, die Passwörter der am 
besten geschützten Systeme zu 
entschlüsseln“, erklärt Luis Cor-
rons, technischer Leiter der Pan-
da Labs. „Die Kriminellen woll-
ten nicht nur wissen, welche 
 Kunden, darunter auch Geheim-
dienste und Regierungen, die In-
ternetspionagedienste nutzten, 
sondern auch welche Produkte 
sie benutzten.“
Das FBI stellte eine Zunahme an 
cyberterroristischen Angriffen 
gegen die Vereinigten Staaten 
fest. So wurden unter anderem 
die nicht geheimen eMail-Syste-
me des Pentagon gehackt.

Obwohl zu dieser Jahreszeit die 
Zahl der neuen Samples gewöhn-
lich sinkt, gab es von Juli bis Sep-
tember dieses Jahres 21 Millio-
nen neue Schädlinge. Dies ent-
spricht durchschnittlich 230.000 
neuen Malware-Samples pro Tag.
Für die Durchführung ihrer An-
griffe nutzen die Hacker in ers-
ter Linie neu entwickelte Troja-
ner (69,15 %). Diese verursach-
ten auch die meisten Infektionen 
(77,64 %). An zweiter Stelle fol-
gen herkömmliche Viren (11,34 
%) – wobei diese nur für etwas 
mehr als 1,5 Prozent der tatsäch-
lichen Infektionen verantwort-
lich  zeichnen – vor Würmern 
(6,23 %), Adware/Spyware (5,32 
%) und anderen Arten von Mal-
ware (7,96 %).
„Ein mit dem Internet verbunde-
nes Gerät mit einem Trojaner zu 
infizieren, ist genauso einfach, 
wie ihn in einer Datei zu verste-

cken, die sich das Opfer herun-
terlädt“, sagt Corrons. „Von die-
sem Zeitpunkt an sind alle Infor-
mationen auf dem Gerät in 
Gefahr.“

Wie der Quartalsbericht von Pan-
da Labs zeigt, gibt es auch diver-
se neue Angriffsmethoden, die 
das Internet der Dinge im Visier 
haben, beispielsweise durch das 
Hacken von Routern.

China platziert sich erneut an der 
Spitze mit einer Infektionsrate 
von 45,35 Prozent. Es folgen  Peru 
(42,89 %) und die Türkei (40,99 
%). Die Länder mit den niedrigs-
ten Infektionsraten waren Nor-
wegen (20,12 %), Schweden 
(21,33 %) und Japan (22,75 %). 
Deutschland liegt mit 24,87 % 
auf Platz 6.  

Weiteres zum Thema



Nicht nur in der Wirtschaft wächst, 
vorangetrieben durch das digitale 
Business, die Bedeutung von Big 
Data. Bevor Behörden über Big-
Data-Integration und Big-Data-
Analysen ihre Interaktionen intern 
und untereinander sowie gegen-
über den Bürgern auf Vordermann 
bringen können, müssen dafür die 
richtigen Weichen gestellt werden. 
Danach muss im Projektverlauf an 
geeigneten Stellschrauben gedreht 
werden. eGovernment Computing 
hat sich darüber mit Harald Wei-
mer, Geschäftsführer bei Talend 
Deutschland, unterhalten.

 Viele Bereiche innerhalb 
der Öffentlichen Verwaltung sind 
betroffen: Versorgung, Bildung, 
Finanzen und Steuerwesen, Städ-
teplanung, Polizei- und Rettungs-
einsätze, Fuhrparkverwaltung, in-
telligente Verkehrssteuerung 
(Stichwort: Smart Mobility), kos-
teneffizientes Gebäudemanage-
ment (Stichwort: Smart Energy) 
und Umwelt. Zudem sind die Be-
hörden generell gefordert, via Por-
tal ihre Interaktion mit und ihre 
Services gegenüber den Bürgern 
zu verbessern. Die Herausforde-
rung besteht darin, bei wachsen-
der Komplexität der Verwaltungs-
systeme Prozesse zu vereinfachen, 
zu straffen und zielgenauer auszu-
richten, dadurch effektiver und ef-
fizienter zu gestalten. Big-Data-In-
tegration und -Analysen schaffen 
dafür geeignete Voraussetzungen, 
indem sie für all dies werthaltige 
Daten und Auswertungen bereit-
stellen.

 Wesentliche Etappen für 
einen erfolgreichen Projektablauf 
sind, sich im Vorfeld klare Ziele für 
das Vorhaben zu setzen, sich die 
erforderlichen Kenntnisse und Fä-
higkeiten über die Anwendungs-
möglichkeiten der neuen Techno-
logien anzueignen, sich über die 
Integration bisher separat geführ-
ter Datenquellen Gedanken zu ma-
chen und den Ausbau einer geeig-
neten Architektur für Big Data ins 
Auge zu fassen. Außerdem müssen 
mögliche Risiko- und Governance-
Probleme bedacht und natürlich 
die Finanzierung des Gesamtpro-
jekts sichergestellt werden. Eine 
Readiness-Scorecard, die vorab 

entwickelt werden muss, hilft, die 
Erfolgsfaktoren für das anstehen-
de Big-Data-Projekt im Einzelnen 
zu identifizieren.

 Zweifellos. Sämtliche Da-
tenquellen müssen identifiziert 
und die Daten darin gesichtet wer-
den. Danach muss eruiert werden, 
wie die relevanten Datenquellen 
in eine Gesamtdatenbasis über-
führt werden können, wie die ein-
zelnen Datenbestände strukturiert 
werden müssen und wie der Auf-
wand für die Integrationsleistun-
gen und die damit verbundenen 
Schulungsleistungen so gering wie 
möglich gehalten werden können. 
Wichtig für eine angemessene Be-
wertung der Datenbestände ist 
auch, auf welche Verbesserungen 
der Big-Data-Analyseauftritt vor 
allem abzielen soll: effektivere und 
effizientere interne Verwaltungs-
prozesse im anvisierten Anwen-
dungsbereich wie Versorgung, Fi-
nanzen und Steuerrecht, Städte-
planung, Verkehrssteuerung, Ge-
bäudemanagement, Umwelt und/
oder Verbesserung der Interakti-
onen und Services via Bürger-Por-
tal. Natürlich müssen die ange-
strebten Verbesserungen konkre-
tisiert, also in Art und Umfang fest-
gelegt werden, um später daran die 
Big-Data-Analysen ausrichten zu 
können. Und: Selbst wenn es auf 

den ersten Blick sinnvoll erschei-
nen sollte, einzelne Datenquellen 
zu integrieren, können Kostenbe-
trachtungen dieser ersten Ein-
schätzung widersprechen, nämlich 
dann, wenn die angestrebten Vor-
teile sie nicht wettmachen.

 Sie sollte herstelleroffen, 
also Open-Source-Software (OSS)-
basierend sein, um so einer Her-

steller- und Preisbindung von vorn-
herein aus dem Weg zu gehen. Sol-
che herstelleroffenen Architektu-
ren warten mit einheitlichen, 
grafikgestützten Werkzeugen und 
Wizzards für die Integration, Be-
reinigung und mit Blick auf die 
Analyse für die Markierung und 
Profilierung der Daten auf. Den 
Entwicklern stehen dazu innerhalb 
nur einer Plattform Werkzeuge wie 
Apache Hadoop, Apache Spark, 
Spark Streaming und NoSQL-Da-
tenbanken zur Verfügung, um un-
ter anderem nativen Code zu ge-
nerieren und Continious-Delive-
ry-Funktionen für eine beschleu-
nigte Entwicklung von IT-Services 
für optimierte Verwaltungsprozes-
se zu nutzen. Außerdem sollten die 
Entscheider bei der Auswahl der 
OSS-Architektur darauf achten, 
dass diese für die Integration der 
unterschiedlichen Datenquellen so 
viele Konnektoren wie möglich vor-
hält, für die der Anbieter nicht ge-
sondert Lizenzgebühren erhebt. 
Im Fall der OSS-Architektur von 
Talend sind das mittlerweile über 
800 Konnektoren, die ohne Auf-
preis generell zum Lieferumfang 
der Architekturlösung gehören. Je 

mehr Konnektoren die Architek-
tur der Wahl bietet, umso größer 
ist die Chance, dass alle für Big-
Data-Analysen relevanten und loh-
nenden Datenquellen ohne hohe 
Aufwendungen in eine zentrale Da-
tenbasis überführt werden können.

 Teil der Architektur soll-
te ein Modul zur Anwendungs-
integration sein, das einen super-
schnellen Service-Backbone bein-
haltet, um so eine Service-orien-
tierte Architektur (SOA) erstellen 
zu können. Darüber können dann 
Services in Echtzeit verbunden, 
vermittelt und verwaltet werden. 
Über eine Vielzahl an erweiterba-
ren Enterprise-Service-Bus (ESB)-
Schnittstellen und Konnektoren 
auf OSS-Basis können Behörden 
heute mehr Anwendungen und Da-
tenquellen denn je für die Service- 
und Prozessgestaltung nutzen. Die 

Vorteile für die Behörde unter dem 
Strich: um bis zu 50 Prozent redu-
zierte Konvertierungszeiten, Ein-
sparungen bei den Betriebskosten 
gegenüber CPU-basierenden Kos-
tenmodellen von bis zu 70 Prozent, 
zusätzliche Einsparungen durch 
die freie Wahl der Programmier-
sprache und ein erleichterter Um-
stieg von Big-Data-Systemen wie 
Informatica, IBM DataStage und 
anderen Extract, Transfom, Load 
(ETL)-Systemen auf die OSS-Ar-
chitektur und -Werkzeuge.

 Dass Architekturen in 
OSS für Behörden sowohl aus dem 
Leistungs- als auch den Kosten-
blickwinkel die bessere Alternati-
ve sind, daran besteht mittlerwei-
le kein Zweifel mehr. Nur so kann 
sich die Behörde aus der Produkt- 
und Preisbindung und dem be-

grenzten Weiterentwicklungsspiel-
raum und Angebot an Konnekto-
ren dieser Hersteller lösen. Zudem 
spricht für OSS-Architekturen, 
dass darin mit Blick auf eGover-
nance und Compliance die Daten 
weit besser geschützt werden kön-
nen als in anderen Systemen.
Um sich mehr oder weniger schnell 
aus der Bindung herstellerspezifi-
scher Big-Data-Architekturen zu 
lösen, empfehlen wir den betrof-
fenen Behörden, die Strategie „si-
de by side“ oder „Ablöseprojekt“ 
einzuschlagen. Bei der Strategie 
„side by side“ behält die Behörde 
alt und neu über einen definierten 
Übergangszeitraum bei, wobei sie 
nicht mehr ins alte System, son-
dern nur noch in den Ausbau des 
neuen Systems investiert. Auch mit 
einem Ablöseprojekt bestimmt die 
Behörde die Migrationsgeschwin-
digkeit ins neue System. Ob „side 
by side“- oder „Ablöseprojekt“-
Strategie: Altverträge und bereits 
getätigte Investitionen können ei-
nem Wechsel zur OSS-Architektur 
zwischenzeitlich entgegenstehen.

 Die offene Software-Ent-
wicklungsgemeinschaft hat mitt-
lerweile Sicherheitswerkzeuge her-
vorgebracht, die in der Anzahl und 
Qualität die der großen proprietä-
ren Hersteller übersteigt. Alle die-
se Sicherheitswerkzeuge fügen sich 
nahtlos in die Big-Data-Architek-
tur ein und werden zudem zügig 
von der OSS Community weiter-
entwickelt. Hinzu kommt, dass, 
anders als bei herstellerspezifischer 
Software, bei Open Source Soft-
ware der Quellcode eingesehen und 
auf Sicherheitslücken oder Mal-
ware hin von den Behörden geprüft 
werden kann. Das ist im sensiblen 
Feld der Big-Data-Analysen und 
optimierter Verwaltungsprozesse 
auch gleichbedeutend mit einem 
besseren Schutz vor Spionen. Die 
enge Zusammenarbeit von Anbie-
tern und Anwendern mit den Ent-
wicklern fördert darüber hinaus 
nicht nur die Implementierung und 
den Betrieb der Gesamtlösung, 
sondern auch deren sichere Ver-
waltung.



 Wir befinden uns gerade 
in einer sehr spannenden Phase. 
Wie in anderen Lebens- und Ar-
beitsbereichen hält die Digitalisie-
rung auch im öffentlichen Sektor 
Einzug. Diesen digitalen Wandel 
möchten wir gerne als Partner mit-
gestalten und Behörden mit unse-
rem Wissen beim Ausbau ihres An-
gebots an digitalen Verwaltungs-
dienstleistungen unterstützen. Ge-
nerell sehen wir, dass das Angebot 
an Online-Dienstleistungen stark 
zunimmt und dass auch das Be-
zahlen dieser Services per ePay-
ment immer häufiger direkt mit 
dabei ist. 
Ich denke, das eGovernment-Ge-
setz hat hier für Schwung gesorgt, 
andererseits aber sicherlich auch 
die Nachfrage seitens der Bürger. 
Denn bezahlen im Internet wird 
heute nicht mehr nur mit Online-
Shopping verbunden, sondern hat 
sich in vielen weiteren Bereichen 
unseres Lebens etabliert. Entspre-
chend erwarten Bürger in zuneh-
mendem Maße, dass sich auch 
 Behördendienstleistungen online 
bezahlen lassen.

 Wir bieten vor allem zwei 
Dinge: Entlastung und Service. Be-
hörden können durch die Einfüh-
rung von Paypal ihre Mitarbeiter 
entlasten und den Bürgern ein neu-

es Maß an Service bieten. Ein wich-
tiger Aspekt – und unsere bislang 
realisierten Projekte belegen das 
eindrucksvoll – ist der Verwal-
tungsaufwand. Dieser lässt sich 
durch ePayment-Lösungen erheb-
lich reduzieren. Das manuelle Zu-
ordnen von Zahlungen per Über-
weisung entfällt, gleichzeitig sin-
ken Mahnaufwände. 
Darüber hinaus machen Behörden 
ihre Dienstleistungen durch digi-
tale Angebote rund um die Uhr ver-
fügbar und bezahlbar. Für den Bür-
ger bedeutet das deutlich mehr Fle-
xibilität und Komfort. Gemeinsam 
mit Partnern wie Ekom21, KIVBF 
oder Infoma bieten wir Lösungen 
für Ordnungswidrigkeiten, Steu-
erbescheide und verschiedene On-
line-Bürgerdienste wie beispiels-
weise Meldewesen oder Personen-
standsurkunden an.

 Das ist eine gute Frage, 
zumal diese Aufwände häufig hö-
her eingeschätzt werden als sie tat-
sächlich sind. Für das Einrichten 
des Paypal-Kontos der Behörde 
und die notwendigen technischen 
Integrationsarbeiten sollte man et-
wa drei bis vier Wochen einkalku-
lieren. Für die Integration empfeh-
len wir zudem, auf einen etablier-
ten IT-Dienstleister zu setzen. Das 
ist natürlich kein Muss, hat sich 
bei unseren bisherigen Projekten 
aber ganz klar bewährt. Was den 

finanziellen Teil betrifft, so berech-
net Paypal keinerlei Integrations-
kosten. Und im laufenden Betrieb 
fallen Gebühren immer nur auf 
Transaktionsbasis an, das heißt 
immer nur dann, wenn eine Be-
hörde von Bürgern eine Zahlung 
per Paypal empfängt.

 Aus unserer Sicht sehr 
gut! Ein Projekt, mit dem wir seit 
gut einem Jahr am Start sind, ist 
das – bereits erwähnte – mobile 
Bezahlen von Verwarngeldern in 
Kaiserslautern. Dabei wird auf das 
sogenannte Knöllchen ein QR-
Code aufgedruckt. Diesen scannt 
der Bürger mit seinem Handy, zum 
Beispiel direkt vor Ort am Auto. 
Der Scan führt direkt zu einer 
 Bezahlseite, wo sich der Bezahl-
vorgang mit wenigen Klicks ab-
schließen lässt. Das Abtippen oder 
Abschreiben der Zahlungsinfor-
mationen auf herkömmliche Über-

weisungsträger entfällt damit kom-
plett. Ein anderes Beispiel ist das 
Hunderegister Niedersachsen. 
Hier haben wir eine Lösung ge-
schaffen, bei der QR-Codes auf 
 Gebührenbescheide aufgedruckt 
werden. Vom Prinzip funktioniert 
das Bezahlen genauso wie bei den 
Verwarngeldern. 
In beiden Fällen dient der QR-Code 
als Brückentechnologie, er verbin-
det geschickt die papiergeprägte 
Offline-Welt mit digitalen Geräten 
und Bezahlwegen. Aus unserer 
Sicht ein Bereich, in dem sehr viel 
Potenzial steckt. Gemeinsam mit 
unserem Partner Infoma bieten 
wir eine Lösung an, über die Be-
hörden sowohl Bescheide als auch 
Mahnungen mit QR-Codes verse-
hen können. 
Die Erfahrung zeigt, dass dies zu 
einem deutlich schnelleren Zah-
lungseingang führt und Behörden 

so ihre Mahnaufwände reduzieren 
können. 

 Bezahlen mit Paypal ist 
einfach, schnell und sicher – und 
das für beide Seiten: Bürger und 
Behörde. Bürger melden sich kos-
tenlos bei Paypal an und hinterle-
gen einmalig ihre Bankdaten. Beim 
Bezahlen mit Paypal benötigen sie 
dann nur noch ihre eMail-Adres-
se und ihr Passwort. Die wieder-
holte Eingabe von Finanzdaten 
oder das Abtippen der Empfänger-
daten entfallen. Gleichzeitig hat 
der Bürger hier eine Wahlfreiheit. 

Er kann sowohl ein Bankkonto für 
das Bezahlen per Lastschrift als 
auch eine Kreditkarte als Zahlungs-
quelle im Paypal-Konto hinterle-
gen. Bei der konkreten Zahlung 
mit Paypal ist ein ganz klarer Vor-
teil die direkte Verfügbarkeit. Die 
Kommune erhält sofort eine Zah-
lungsbestätigung und kann über 
das erhaltene Geld verfügen. Es 
entsteht also eine direkte Liquidi-
tät, die sich bei unseren ersten Re-
ferenzkunden, beispielsweise dem 
Land Hessen und der Stadt Düren, 
als großer Mehrwert erwiesen hat. 
Denn bei der Bezahlung von Be-
scheiden per Banküberweisung 
dauert es naturgemäß deutlich län-
ger, bis der jeweilige Betrag auf 
dem Empfängerkonto eintrifft.

 Im Online-Handel hat sich 
das Thema ePayment in den ver-
gangenen zehn Jahren bei Händ-
lern und Käufern gleichermaßen 
etabliert. Sicherheit ist dabei ein 
wichtiger Aspekt – wer online be-
zahlt, möchte sich darauf verlas-
sen können, dass die Zahlung zu-
verlässig und sicher abgewickelt 
wird und sensible Daten nicht in 
falsche Hände geraten. 
Bei Paypal wird jede Zahlung rund 
um die Uhr und über Landesgren-
zen hinaus überprüft und komplex 
verschlüsselt. Darüber hinaus gibt 
Paypal niemals die Finanzinfor-
mationen seiner Kunden an Drit-
te weiter. 
Den Schutz der Daten unserer Kun-
den nehmen wir sehr ernst. Pay-
pal hält höchste Standards für In-
formationssicherheit und Schutz-
mechanismen ein. Darüber hinaus 
haben Paypal-Kunden auf indivi-
dueller Ebene die Möglichkeit, ihr 
Konto über Maßnahmen wie den 
SMS-Sicherheitsschlüssel zusätz-
lich abzusichern. 
 

In den Erfurter Stadtbahnen wur-
den seit Projektstart Mitte 2014 92 
Fahrkartenautomaten um die kon-
taktlose Bezahlfunktion „Girogo“ 
erweitert. Seitdem funktioniert der 
Bezahlvorgang laut Terminal-An-
bieter Feig Electronic 25 Prozent 
schneller. Aufgrund dieser positi-

ven Erfahrung wird das Projekt 
sukzessive ausgebaut, seit dem 
Frühjahr 2015 können die Fahr-
gäste auch an Onboard-Terminals 
in den Stadtbussen mit Girogo be-
zahlen.
Wie Steffen Triebel, IT- und Pro-
jektkoordinator von der EVAG, und 

Dirk Schedensack, Gruppenleiter 
Electronic-Banking von der Spar-
kasse, erklären, habe man Girogo 
„frühzeitig als Innovation erkannt“. 
Mit der Bezahlfunktion sollte der 
Einstieg in die kontaktlose Welt 
geschafft und der Prozess der Di-
gitalisierung von Vertriebsprozes-
sen fortgeschrieben werden.
Der Einsatz von Girogo für das kon-
taktlose Bezahlen von kleinen Be-
trägen bis 20 Euro ohne PIN-Ein-
gabe bietet laut Feig Electronic ei-
ne Vielzahl von Vorteilen für alle 
Beteiligten: Das Handling von Bar-
geld koste die Sparkassen-Organi-
sation bundesweit jährlich eine 
Milliarde Euro. Darüber hinaus sei 
das Bezahlen anonym und schnell; 
die nicht erforderliche PIN-Einga-
be beschleunige den Bezahlvor-
gang um etwa 25 Prozent, und ein 
mögliches Ausspähen der PIN im 
voll besetzten Verkehrsmittel wer-
de von vornherein ausgeschlossen.

„Unsere Kunden kommen mit der 
Handhabung von Girogo gut zu-
recht“, erläutert Triebel. Das Be-
zahlen erfolge schnell und rei-
bungslos. Auch der Einsatz in den 

Bussen bewähre sich, das Einhal-
ten der Fahrpläne werde erleich-
tert. „Bei unseren Bussen gilt ge-
nerell der Vordereinstieg, und 
Fahrscheine können nur beim Fah-
rer erworben werden. Die Zeit-
ersparnis von 25 Prozent beim Be-
zahlen mit Girogo lässt unsere 
Fahrgäste schneller zusteigen und 
die Wartezeit an der Haltestelle 
verringern, somit können wir bes-
ser unsere Betriebsabläufe steu-
ern“, erläutert Triebel. 





Gleich zu Beginn der Anhörung 
stellte der Einzelsachverständige 
Prof. Dr. Friedrich Köhler fest: „Die 
Digitalisierung der Medizin wird 
einer der Haupttreiber für medi-
zinischen Fortschritt sein und hat 
ein, das ist zweifelsfrei, großes Po-
tenzial.“ Gleichzeitig sei es aber 
wichtig, auch die digitale Medizin 
Regeln zu unterwerfen. 
Sachverständige Prof. Dr. Britta 
Böckmann begrüßte das Gesetz 
ebenfalls und hob die Punkte „Not-
falldatensatz“ und „Medikations-
plan“ hervor. Die Informationen 
aus diesen Datensätzen sollten laut 
Ekkehard Mittelstaedt vom Bun-
desverband Gesundheits-IT den 
Patienten zur Verfügung gestellt 
werden: „Das heißt, ja, wir brau-
chen die elektronische Patienten-
akte als sinnvolle Anwendung für 
den Versicherten, für den Patien-
ten und als Voraussetzung der Ak-
zeptanz der Telematikinfrastruk-
tur von eHealth in Deutschland“.

„Der Patient hat bislang noch kei-
ne – ich sage es jetzt technisch – 
Schnittstelle zur Telematikinfra-
struktur“, stimmte Norbert Butz 
von der Bundesärztekammer zu. 
Der Patient sollte in der Lage sein, 
zu entscheiden, welchen Behand-
lern er Informationen über Medi-
kation, Arztbriefe oder Betreuungs-
vollmachten zur Verfügung stellen 
wolle. „Er könnte dies über eine 
 eigene PIN steuern“, so der Vor-
schlag von Butz. 
Für Ilona Köster-Steinebach vom 
Verbraucherzentrale-Bundesver-
band steht und fällt der Nutzen für 
Patienten mit dem Datenzugang. 
Ein Datenzugang über eKioske der 
Krankenkassen entspreche aber 
nicht dem Stand der Technik. Ein 
direkter Datenzugang solle „idea-
lerweise an bereits vorhandenen 
Systemen anknüpfen, beispiels-
weise mit der elektronischen Kran-
kenversichertenkarte und einer 
PIN“. Auch die Anbindung an den 
nPA sei denkbar. 
Damit Patienten ihre eigene Me-
dikationen managen könnten, 
bräuchten sie laut Prof. Dr. Peter 
Haas einen inter operablen Daten-
satz, der nicht nur einsehbar, son-
dern auch abrufbar sei. „Damit 
wird zur Patientensouveränität, 
zum Selbstmanagement und zum 
Patienten-Empowerment beige-
tragen“, erklärte der Sachverstän-
dige. Dennoch müsse man auch 
über Grenzen der Selbstbestim-
mung sprechen.
Konkretisierungsbedarf ergebe 
sich laut Dr. Christian Peters im 
Hinblick auf die „Telematikinfra-

struktur als einheitliches und zen-
trales System“. 

„Wenn wir schon übergangsweise 
davon ausgehen müssen, dass Be-
standsnetze zumindest zeitweise 
genutzt werden, ist es sicherlich 
angemessen sicherzustellen, die 
Entwicklung von sektorspezifi-
schen Netzen insgesamt zu verhin-
dern und der GKV nicht auch noch 
eine Finanzierung der Zementie-
rung von Sektoren über sektorspe-
zifische Netze aufzuerlegen“, er-
läuterte Peters. Zudem sei eine 
 Datenweitergabe an Pharmaunter-
nehmen oder ähnlich interessier-
te Dritte zu unterbinden. 
Dr. Doris Pfeiffer vom GKV-Spit-
zenverband erklärte, dass die Fi-
nanzierung der Infrastruktur durch 
Beitragsgelder der Krankenkassen 
erfolgen soll – und damit im Grun-
de keine staatliche Aufgabe sei. 
„Vor dem Hintergrund ist es wich-
tig, dass diese Telematikinfrastruk-
tur nun auch für alle Anwendun-
gen genutzt wird, die jetzt im Ge-
sundheitswesen erfolgen, das heißt, 
dass sämtliche medizinischen 
 Daten über diese eine Telematik-
infrastruktur geführt werden“, for-
derte Pfeiffer. 
Pfeiffer begrüßte die BSI-Sicher-
heitsanforderungen an eine solche 
Infrastruktur und hielt es daher 
für „völlig unverständlich, dass es 
in der Übergangszeit möglich ist, 
andere Netze zu nutzen, die zumin-
dest potenziell unsicher sind und 
keine Bestätigung ihrer Sicherheit 
durch das BSI haben“. Die gesetz-
lich Versicherten müssten laut Ge-
setzentwurf auch den weiteren Auf- 
und Ausbau dieser Netze finanzi-
ell fördern, „deswegen halten wir 
es für einen Fehler, dieses hier so 

festzulegen“. Es sei richtig, die Te-
lematikinfrastruktur als einzige 
und sicherste Kommunikations-
plattform festzulegen. „Das sollte 
aber auch für die Übergangszeit 
gelten“, betonte Pfeiffer.
Das zentrale Problem des Telema-
tik-Projekts ist laut Dr. Christian 
Peters die Governance-Struktur 
der Gesellschaft für Telematik. Die-
ses Problem bleibe auch mit dem 
aktuellen Gesetzesentwurf im We-
sentlichen ungelöst. „Die doppel-
te Zuständigkeit der Gematik- 
Gesellschafter sowohl für die Ent-
wicklung der fachlich-inhaltlichen 
Anwendung, also Versicherten-
stammdienst, eRezept, Notfallda-
tenfallakte und so weiter, als auch 
für die operative Umsetzung bleibt 
erhalten und bietet insbesondere 
bei der technischen Umsetzung ein 
enorm hohes Blockadepotenzial. 
Diese Form der doppelten Aufga-
benzuständigkeit wird auch in 
 Zukunft einer zielgerichteten und 
effizienten Umsetzung der gesetz-
geberischen Vorgaben zur Telema-
tikinfrastruktur im Wege stehen“, 
resümierte Peters. Zudem sollten 
die Projektverantwortung diejeni-
gen tragen, die das größte Interes-
se an einer Umsetzung haben: die 
Kostenträger. „Der Bauherr be-
stimmt die Vorgänge auf der Bau-
stelle“, so Peters.

Als einzige Partei stellt sich „Die 
Linke“ gegen das Telematikpro-
jekt. Ein entsprechender Antrag 
fordert, die elektronische Gesund-
heitskarte zu stoppen und patien-
tenorientierte Alternativen zu ent-
wickeln. Dr. Silke Lüder vom 
„Bündnis Stoppt die e-Card“ kriti-
sierte Wirtschaftlichkeit und eine 
fehlende Kosten-Nutzen-Analyse 

des Projekts eGK. „Dieses Projekt 
gleicht unserer Meinung nach ei-
nem Flugzeug, das man ohne Kurs 
und Landebahn am Zielort starten 
lässt“, so Lüder. Internationale Er-
fahrungen stützten ihre Argumen-
tation: „In Frankreich hat der 
Rechnungshof zehn Jahre nach 
Einführung einer elektronischen 
Patientenakte 2014 ein verheeren-
des Ergebnis konstatiert: Nicht ein-
mal zehn Prozent der geplanten 
eAkten waren im Umlauf und die 
Kosten im Vergleich zum Nutzen 
gigantisch“.
Zudem kritisierte Lüder – selbst 
Ärztin – den Nutzen der elektro-
nischen Patientenakte. „In einem 
bundesweiten Test im Jahr 2008 
haben die Ärzte mindestens 20 Mi-
nuten benötigt, um den Datensatz 
anzulegen.“ Für einen Notfall sei 
der Datensatz zu komplex struk-
turiert. Ihr Vorschlag: „Alle chro-
nisch Kranken sollten den europä-
ischen Notfallausweis ENA besit-
zen. Dieser ist in neun Sprachen 
international auslesbar und kostet 
wenige Cent. Die eCard nutzt im 
Ausland nichts“.
Für die Ärzte halte das Gesetz nur 
Zwangsmaßnahmen bereit. „Mit 
dem Versichertenstammdatenma-
nagement werden die Arztpraxen 
in Kontrollstellen der Krankenkas-
sen umgewandelt“, erläuterte Lü-
der. „Eine Identitätsprüfung soll 
stattfinden, die aber mit ungeprüf-
ten Fotos überhaupt nicht stattfin-
den kann. Der Zwangsanschluss 
aller Praxen an die zentrale VSDM-
Infrastruktur, die es bei Arvato-
Systems bereits seit 2014 gibt, wird 
bundesweit ziemlich flächende-
ckend von den Haus-, Fach- und 
Zahnärzten abgelehnt. Das wird 
man also politisch gegen den Wi-
derstand der praktisch tätigen Ärz-
te durchsetzen müssen.“
Lüders Forderung ist der soforti-
ge Projektstopp, „eine ehrliche, 
neue Kosten-Nutzen-Analyse und 
die Entwicklung einer dezentralen 
Alternative“. 
Dr. Doris Pfeiffer vom GKV-Spit-
zenverband hingegen empfindet 
die eGK als sicheres Medium: „Wir 
haben seit Beginn dieses Projekts 
eine enge Einbindung des Bundes-
datenschutzbeauftragten und spä-
ter der Bundesdatenschutzbeauf-
tragten gehabt. Beide haben im-
mer wieder betont, dass die hohen 
Sicherheitsanforderungen, was die 
Infrastruktur und die Verschlüs-
selung angeht, sehr positiv hervor-
zuheben sind. Das Gleiche gilt für 
das BSI“. Im Zusammenhang mit 
den ungeprüften Fotos betonte 
Pfeiffer, dass die Gesundheitskar-
te kein Identitätsnachweis sei. Sie 
könne, was den Zugriff auf Patien-
tendaten angehe, zudem nur zu-
sammen mit einem Heilberufeaus-
weis genutzt werden.
Kai-Uwe Steffens vom Arbeitskreis 
Vorratsdatenspeicherung kritisier-
te den Umgang mit sensiblen Ge-
sundheitsdaten: „Vor dem Hinter-
grund der Erfahrungen in anderen 
Ländern werden wir damit rech-
nen müssen, dass das Grundrecht 
auf informationelle Selbstbestim-
mung und die Freiwilligkeit der 
Zustimmung zur Datenverwen-
dung durch monetäre Anreizsys-
teme oder vielleicht sogar durch 
direkte oder indirekte Sanktions-
maßnahmen unterlaufen wird. In 

vielen Fällen werden die Patienten 
überhaupt nicht in der Lage sein, 
die Tragweite ihrer Entscheidung, 
die Datennutzung freizugeben, be-
urteilen zu können“. Die Nutzung 
von Datenknoten sei angreifbar. 
„Ich bin der Meinung, dass eine 
solche Struktur im Jahr drei nach 
Snowden, in dem wir jetzt leben, 
schlicht und ergreifend nicht mehr 
zeitgemäß ist.“
Steffens erwähnte die Gefahr von 
„Begehrlichkeiten“, beispielswei-
se vonseiten des GKV-Spitzenver-
bandes, der den Zugriff auf die Da-
ten des Stammdatenmanagements 
fordert. „Das würde die Kranken-
kassen in die Lage versetzen, Be-
wegungsprofile und ähnliche Din-
ge zu den Patienten anzulegen“, 
konkretisierte Steffens.

Prof. Dr. Peter Haas forderte eine 
nationale Governance für das na-
tionale Know-how, sonst verlaufe 
des eHealth-Projekt wie einst beim 
Transrapid: „Wir haben die Inge-
nieurskunst und die Intelligenz, 
aber am Ende nutzen wir es nicht, 
weil wir nicht den Mut dazu ha-
ben“. Eine Governance sei nötig, 
die national und nicht selbstver-
waltungsbezogen ist. In dieser 
müssten die Zuständigkeiten der 
Selbstverwaltung verbindlich fest-
geschrieben werden. „Wir müssen 
aber zusätzlich ein Instrument 
schaffen, hier war der eHealth-Rat 
im Gespräch, wo gute Anwendun-
gen, die nicht wieder neu erfunden 
werden müssen, zusammengeführt 
werden.“ Derzeit werde Geld und 
nationales Know-how verbrannt, 
da jeder immer wieder von vorne 
beginne. „Die Gematik hat nicht 
wie jetzt die alleinige Deutungsho-
heit für eHealth und eHealth-Stan-
dards“, betonte Haas.
Alexander Beyer von der Gematik 
wies darauf hin, dass nach Plänen 
der Industrie bis Ende Juni 2016 
erste Erprobungserkenntnisse vor-
liegen sollen, die jedoch nicht aus-
reichten, um damit in den Produk-
tivbetrieb zu gehen. „Aus unserer 
Sicht ist der 30. Juni 2016 nicht zu 
schaffen.“ 
Dr. Günther E. Buchholz von der 
Kassenärztlichen Bundesvereini-
gung stimmte zu und warnte: „Wir 
befürchten im Gegenteil, und das 
mit durchaus realem Hintergrund, 
dass bereits diskutiert wird, dass 
die Tests durch Aufweichung von 
Anforderungen zur Farce geraten 
und die qualitativen Ansprüche, 
die nicht zuletzt auch durch das 
BMG gestellt wurden, von diesem 
zu Disposition gestellt werden. Das 
werden wir, die KZBV und mit mir 
wahrscheinlich auch andere Ge-
sellschafter, vor dem Hintergrund 
der für uns bestehenden Vor-
standshaftung, nicht zulassen kön-
nen“. 
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Learntec – Lernen mit IT

Die Learntec widmet sich dem Einsatz von digitalen Medien 
in der beruflichen Bildung bereits seit 24 Jahren. Rund 7.000 
HR-Entscheider und IT-Verantwortliche kommen jedes Jahr 
nach Karlsruhe, um sich über aktuelle Anwendungen, Program-
me und Lösungen der eLearning-Branche zu informieren und 
konkrete Lösungen für ihre Problemstellungen bei Wissens-
vermittlung und -management zu bekommen. 
Der Kongress der kommenden Learntec widmet sich dem The-
ma „Zukunft Lernen: Lernkultur digital“, das sich im gesam-
ten Programm abbildet. Neben den hochbesetzten Keynotes 
wird der Kongress in die Bereiche Didactics, Technology, Ma-
nagement, Specials und Workshops eingeteilt. Die Vorträge 
behandeln das Spannungsfeld von Lernkultur und technischer 
Lösung, von digitalen Möglichkeiten und Anforderungen der 
Menschen an das Lernen. Themen wie Kommunikation, Psy-
chologie und Emotion bilden wichtige Schwerpunkte des Kon-
gresses. 
Die Digitalisierung der Schulen hat die Veranstaltung bereits 
2014 mit dem Komplex school@LEARNTEC initiiert. Auch 2016 
wird es diesen Themenbereich geben. In diesem Jahr ist der 
Verband für Bildung und Erziehung (VBE) als neuer strategi-
scher Partner dabei.
Mit university@LEARNTEC wird es zudem erstmals ein spe-
zielles Angebot zur Digitalisierung der Hochschulen geben. 
Der Themenbereich richtet sich mit Vorträgen und Gesprächs-
runden an Rechenzentrumsleiter, IT-Verantwortliche und Hoch-
schullehrende. Best-Practice-Beispiele zeigen, wie der Einsatz 
von digitalen Medien in der Hochschulpraxis erfolgt.

26. bis 28. Januar 2016 in Karlsruhe  
Tages-/Dauerkarte Messe 32/54 Euro, 

Tages-/Dauerkarte Kongress 410/665 Euro

Messe Karlsruhe   
Messeallee 1 
76287 Rheinstetten 
Tel. 0721/3720-5000

www.learntec.de

Aus „Omnicard“ wird „Omnisecure“

Der Branchenkongress „Omnicard“ stellt sich angesichts der 
technologischen Entwicklungen themenmäßig breiter auf und 
benennt sich in „Omnisecure“ um. Drei Tage gibt es Know-
how rund um das große Thema Identifikation von Personen 
und Dingen sowie deren Anwendungsfelder. Elektronische 
Identifikation und die dafür notwendige Sicherheit sind bereits 
seit Jahren die Querschnittsthemen des Kongresses und wa-
ren in alle Branchen und Anwendungsfelder vorgedrungen. 
2016 lernen die Teilnehmer unter anderem, wie sie Verwal-
tungshandeln bei der Benutzung offener Netze modern und 
effizient gestalten und gleichzeitig Informationssicherheit und 
Datenschutz bieten. Auch sichere eID-Lösungen stehen auf 
dem Programm, ebenso wie die eHealth-Themen elektronische 
Gesundheitskarte und Telematikinfrastruktur. 
Außerdem stellt sich die Frage, wie sich in Zeiten von Cloud, 
Big Data und Industrie 4.0 ein staatliches Regulierungsmodell 
finden lässt, welches eine Schutz- und Ausgleichsfunktion des 
Staates wahrnimmt, aber gleichzeitig technik- und innovati-
onsoffen genug ist, dass der eigene Wirtschaftsstandort in der 
globalen Welt prosperiert.
Der erste und zweite Veranstaltungstag enden jeweils mit ei-
nem kulinarisch-musikalischen Abend.

19. bis 21. Januar in Berlin  
750 Euro (zzgl. MwSt.) 

für Mitarbeiter von Bundes- und Landesbehörden

inTIME berlin   
Plüschowstr. 5 A 
14163 Berlin  
Tel. 030/80905814

www.omnisecure.de

Termine in Kürze

Der, nach Veranstalterangaben, 
deutschlandweit größte eGovern-
ment-Kongress wird in der bishe-
rigen Form nicht weiter fortge-
führt. eGovernment Computing 
sprach mit Anke Weigend, Ge-
schäftsführerin bei der dbb akade-
mie, über die Änderungen.

Welche Überlegungen stecken 
hinter der jetzt geplanten 
Neukonzeption?
Weigend: Nach sechzehn Jahren 
erfolgreicher Durchführung unse-
res eGovernment-Kongresses neue 
Verwaltung im Congress Center 
Leipzig haben wir uns entschieden, 
das inhaltliche Konzept auf Kern-
fragen der Verwaltungsmoderni-
sierung zu fokussieren und das For-
mat der Veranstaltung entspre-
chend zu verändern.
Konkret bedeutet das, dass die 
neueVerwaltung nach dem Motto 
„Weniger ist mehr“ in den Foren, 
Workshops und Tutorials prägnan-
ter und kompakter agieren wird. 
Zudem wird der Anteil der Vorträ-
ge aus der Verwaltung zunehmen; 
damit verbunden ist eine gezielte-
re Praxisorientierung. Außerdem 
nehmen wir wahr, dass im Laufe 
der vergangenen Jahre ein Verän-
derungsprozess in Sachen Tagun-
gen, Kongresse und Messen zum 
Thema eGovernment stattgefun-
den hat.

Was gab den Anlass zu der Ent-
scheidung, das Kongressformat 
zu überarbeiten, und welche 
Veränderungen meinen Sie?
Weigend: Aus den Feedbacks un-
serer Besucherinnen und Besucher 
haben wir entnommen, dass die 
Vielzahl der Fachforen und Vor-
tragsthemen eine Auswahl nicht 
selten erschwert hat.
Darüber hinaus möchten wir mit 
dem Neuansatz weg von der Ge-
samtschau über die vielfältigen 
„eGovernment-Baustellen“ hin zu 
wichtigen aktuellen Fragestellun-
gen. Nach unserer Einschätzung 
kommt es verstärkt darauf an, das 
Personal, die Führungskräfte und 
die Beschäftigten der Öffentlichen 
Verwaltung als Garanten für den 
Erfolg in die Mittelpunkt zu stel-
len. In diesem Zusammenhang geht 
es uns weniger darum, zum Bei-
spiel über Probleme des Projekt-
managements oder über andere 
Einzelfragen zu diskutieren.

Neben konzeptionellen Ände-
rungen wechselt die neueVer-
waltung auch den Veranstal-
tungsort – und zwar von Leip-
zig nach Bonn. Warum gerade 
diese Ortswahl? 
Weigend: Bonn ist nach unserer 
Einschätzung aus mehreren Grün-

den ein idealer Standort für eine 
Neuausrichtung des Kongresses: 
Die zentrale Lage, die gute Erreich-
barkeit im größten Bundesland 
Deutschlands, die starke Dichte 
von Verwaltung und Wirtschaft in 
diesem Raum sowie die bislang ho-
he Teilnehmerschaft aus Nord-
rhein-Westfalen und den benach-

barten Bundesländern machen 
Bonn für uns als Kongress- und 
Tagungsort sehr interessant.
Darüber hinaus richten wir mit 
dem ehemaligen Plenarsaal des 
Deutschen Bundestages im World 
Conference Center Bonn (WCCB) 
die Veranstaltung in einem ge-
schichtsträchtigen Gebäude aus, 
das verkehrsgünstig und in traum-
hafter Lage im ehemaligen Regie-
rungsviertel direkt am Rhein liegt 
– ein Ort also für anregende Dis-
kussionen und kreativen Gedan-
kenaustausch. Der Veranstaltungs-
ort bietet darüber hinaus für Aus-
steller wie Teilnehmer ideale 
Voraussetzungen: Moderne Archi-
tektur, helle Räumlichkeiten und 
beste Ausstattung sind Grundpfei-
ler für eine gelungene Veranstal-
tung. 

Bis auf den historischen Rah-
men gelten die genannten Vor-
teile auch für Leipzig. Gab es 
auch wirtschaftliche Gründe, 
die zu dieser Entscheidung 
führten?
Weigend: Sicher müssen immer 
auch wirtschaftliche Überlegun-
gen berücksichtigt werden. Aller-
dings steht eher die historische 
Entwicklung im Mittelpunkt: In 
unseren „Kongressanfangsjahren“ 
musste in den neuen Bundeslän-
dern eine demokratisch rechts-
staatliche Verwaltung quasi von 
„Null auf Hundert“ aufgebaut wer-
den. Die dbb akademie hat zu die-
ser Zeit die neuen Bundesländer 
und auch Osteuropa durch ent-
sprechende Projektaktivitäten 

stark unterstützt. In diesem Pro-
zess hatte sich seinerzeit das The-
ma „Neue Technologien in der 
 Öffentlichen Verwaltung“ als neue 
Kernaufgabe abgezeichnet – eine 
Aufgabe, die für große Lösungsan-
bieter und auch die dbb akademie 
geeignet und interessant war, die 
Verwaltungsmodernisierung mit 

einem großen Veranstaltungs-
format zu fördern. Zwischen-
zeitlich hat sich der Fokus ver-
ändert.

Welche Themenschwerpunk-
te werden in der Veranstal-
tung behandelt?
Weigend: Unter dem Motto Zu-
kunft Digitale Arbeit wird der 
Kongress neueVerwaltung 2016 
den digitalen Wandel in der Öf-
fentlichen Verwaltung in den 
Mittelpunkt stellen. Durch die 
eGovernment-Gesetze in Bund 
und Ländern sind Meilensteine 
definiert, die die Verwaltungs-
arbeit wesentlich verändern. 
eAkten, digitale Prozesse und 

mobile Arbeitsplätze werden sich 
auf breiter Front durchsetzen.
Daher legen wir auf dem Kongress 
einen Schwerpunkt auf diese The-
men und fragen nach den Chan-
cen und Herausforderungen die-
ser Entwicklung für das Personal. 
Ergänzend richten wir den Blick 
auf innovative IT-Trends wie den 
Einsatz der eID mit dem neuen 
Personalausweis sowie den elek-
tronischen Zahlungsverkehr und 
ihre Bedeutung für effiziente Pro-
zesse.

Wie nehmen die Kunden der 
dbb akademie das neue Kon-
zept auf?
Weigend: Bislang geführte Ge-
spräche mit Referentinnen und Re-
ferenten, Teilnehmenden und Aus-
stellern machen uns sicher, dass 
der Standort Bonn eine gute stra-
tegische Wahl ist. Die Resonanz ist 
wirklich sehr gut, und selbst aus 
Sachsen haben uns positive Signa-
le erreicht. 
 Das Interview führte  
 Manfred Klein

Interview mit der dbb-Geschäftsführerin

neueVerwaltung wird 
kompakter
Mit einer neuen Konzeption und einem neuen Tagungsort möch-
te der Veranstalter – die dbb akademie – den Kongress neueVerwal-
tung neu denken und neu aufstellen.

Anke Weigend, Geschäftsfüh-
rerin der dbb akademie
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Online finden Sie eine aktuelle 
Übersicht über wichtige  
Veranstaltungen unter: 
www.egovernment-computing.de/ 
datenbanken/termine

Termine und Tickets:

neueVerwaltung 
28. und 29. April 2016

WorldCCBonn
Platz der Vereinten 
Nationen 2
53113 Bonn
Tel. 0228/92670

Öffnungszeiten: 
9 bis 19.30 (28.4.) bzw. 9 bis 14 Uhr (29.4.)

Eintrittspreise: 
520 Euro 
Frühbucherpreis bis 15. März 2016: 420 Euro

[ http://bit.ly/neueVerwaltung-2016 ]



Seit der Gründung im Jahr 
1998 steht PayPal an der Spitze der Re-
volution des digitalen Bezahlens und wi-
ckelt weltweit jeden Tag fast 11,6 Milli-
onen Zahlungen für seine 165 Millionen 
aktive Kunden ab. PayPal ermöglicht sei-
nen Nutzern, einfach, schnell und sicher 
online zu bezahlen und bezahlt zu wer-
den, ohne dabei Finanzinformationen 
preiszugeben.

PayPal SE

Ansprechpartner:  
Boris Wolter,  
Projektleiter Öffent- 
liche Verwaltung 
Marktplatz 1 
14532 Europarc  
Dreilinden 
verwaltung@paypal.com 
www.paypal.de/ 
verwaltung

Die Governikus KG ist ein 
führender Anbieter von IT-
Lösungen für den gesamten 
Zyklus elektronischer Kom-
munikation von der Authentisierung 
über den sicheren Datentransport bis 
hin zur Beweissicherung elektronischer 
Daten. Gesetzeskonformität, Sicherheit 
und Innovation stehen für das in Deutsch-
land und EU agierende Unternehmen im Vordergrund.

Governikus KG

Ansprechpartner: 
Stefan Rauner 
Am Fallturm 9 
28359 Bremen 
Tel. 0421/20495-0 
Fax 0421/20495-11 
kontakt@governikus.de 
www.governikus.de

Der Marktführer für kommunale Software: 
Die AKDB und ihre Partner bieten Entwick-
lung, Pflege und Vertrieb qualifizierter Lö-
sungen für alle Bereiche der Kommunalver-
waltung. Hauptthemen unter anderem: eGo-
vernment, Cloud Computing und mobile Lö-
sungen. Die AKDB agiert als moderner RZ-
Dienstleister, ist Datendrehscheibe und Zen-
trum für Beratung und Schulung.

AKDB

Hansastraße 12-16, 
80686 München 
Tel. 089/5903-1533  
Fax 089/5903-1845 
presse@akdb.de 
www.akdb.de

KOMPLETT-DIENSTLEISTER KOMMUNALER GESAMTABSCHLUSS

SOFTWAREENTWICKLUNG ÖV

HARD- UND SOFTWARESUPPORT

VIRTUALISIERUNG

Die Kommunale Informationsverarbeitung 
Baden-Franken (KIVBF) ist Gesamtlösungs-
anbieter für Städte, Gemeinden und Land-
kreise in Baden-Württemberg. Das Portfolio 
enthält u.a. Lösungen für das Finanz-, Per-
sonal-, Ordnungs-, und Meldewesen, deren 
nachhaltiger Mehrwert durch die zugehö-
rigen Service- und Support-Dienstleistungen 
gewährleistet wird. KIVBF ist nah am Kunden und nah am Bedarf.

KIVBF

Ansprechpartner: 
Jürgen Abelshauser,  
Leiter Marketing und 
Vertrieb 
Mannheimer Straße 27 
69115 Heidelberg 
Tel. 06221/841-528 
muv@kivbf.de  
www.kivbf.de

IDL hat sich auf mo-
derne Lösungen für 

Finanzwesen und Controlling spezialisiert 
und den Fokus auf ganzheitliches Corpo-
rate Performance Management zu den The-
men Planung, Reporting, Konsolidierung 
und Business Intelligence gelegt. Seit über 
20 Jahren setzen Kommunen auf IDL im Bereich des kommunalen 
Finanzmanagements und des Kommunalen Gesamtabschlusses.

IDL GmbH Mitte

Ansprechpartner:  
Harald Frühwacht 
Tannenwaldstraße 14  
61389 Schmitten 
Tel. 06082/9214-0  
info@idl.eu  
www.idl.eu/ 
kommunen

Die DZBW zählt zu den bundesweit 
führenden Softwareentwicklungs- 
und Beratungsunternehmen für den 
öffentlichen Sektor:  Personal- und 
Finanzmanagement auf Basis von 
SAP® ERP  moderne Fachverfahren 
im Ordnungsrecht  eGovernment-
Suite  Cloud-Computing  Prozess-
optimierung  Software as a Service 
(SaaS)  Beratung und Umsetzung  
individueller Anforderungen

Datenzentrale Baden-
Württemberg (DZBW)

Ansprechpartner: 
Werner Schmid, Leiter 
Vertrieb & Marketing 
Krailenshaldenstraße 44 
70469 Stuttgart 
Tel. 0711/8108-27951 
Fax 0711/8108-21601 
w.schmid@dzbw.de  
www.dzbw.de 

Technogroup ist das führende herstel-
lerunabhängige IT Service- und War-
tungsunternehmen. Mit hoher Service-
kompetenz leisten wir seit über 25 
Jahren qualifizierten Support von 
Hard- und Software in Rechenzentren. 
Technogroup unterstützt dabei alle 
gängigen IT-Systeme von IBM, HP, 
Dell, EMC, Oracle, NetApp, etc. Mit 35 Service Stützpunkten 
in ganz Europa betreut Technogroup über 2.400 Kunden.

Technogroup  
IT Service GmbH

Ansprechpartner:  
Horst Persin 
Feldbergstraße 6  
65239 Hochheim 
Tel. 06146/8388-10 
Fax 06146/8388-22 
hpersin@technogroup.co 
www.technogroup.de

VMware (NYSE: VMW) ist als Welt-
marktführer für Virtualisierungslö-
sungen vom Desktop bis zum Rechen-
zentrum der Transmitter von Cloud 
Computing für Unternehmen jeder Größe. Kunden vertrauen VM-
ware, um Investitionen und laufende Ausgaben einzusparen, Busi-
ness Continuity zu garantieren, ein höheres Sicherheitsniveau zu er-
reichen und ökologische Ziele wie Energieeinsparung umzusetzen. 

VMware Global Inc.

Freisingerstr. 3,  
85716 Unterschleißheim 
Tel. 089/3706-17102 
sp@vmware.com www.
vmware.de

ARCHIV, DMS UND WORKFLOW

Verwaltungsweite ECM -Lösungen für die 
Öffentliche Verwaltung auf der führenden 
Plattform d.3.- Archivierung, Dokumenten-
management und Workflow. Zertifiziert  
nach DOMEA 2.0. Integrationen in kommu-
nale Fachverfahren. Schriftgutverwaltung, 
Aktenplan, automatisierte Eingangsrech-
nungsbearbeitung, Email-Archivierung, 
Elektronische Signatur, Virtuelle Poststel-
le, ProGOV, eGovernment uvm.

codia Software 
GmbH 

Ansprechpartner: 
Mechthild Bruns 
Nödiker Straße 118 
49716 Meppen 
Tel. 05931/9398-0  
Fax 05931/9398-25 
m.bruns@codia.de 
www.codia.de

Lösungspartner

IMPRESSUM
eGovernment Computing
die Fachzeitschrift der
Vogel IT-Medien GmbH
August-Wessels-Straße 27,  
86156 Augsburg 
Tel. 0821/2177-0,  
Fax 0821/2177-223 
eMail redaktion.egovcom@ 
vogel-it.de 
Handelsregister Augsburg  
HRB 11943
Chefredaktion/CvD
Manfred Klein / mk (-133)
Ressort Politik
Ltg. Manfred Klein / mk  
(verantwortlich, -133)
Ressort Praxis
Ltg. Susanne Ehneß /su  
(verantwortlich, -180)
Ira Zahorsky / iz (-310)
Weitere Mitarbeiter  
dieser Ausgabe
Dr. Wilfried Bernhardt,  
Simon Federle, Uli Frank  
Gräbener, Hadi Stiel,  
Daniela Schilling / ds
Anzeigenleitung
Harald Czelnai (verantwortlich 
für den Anzeigenteil, -212),  
anzeigen@vogel-it.de 
Fax 0821/2177-152
Mediaberatung
Sandra Schüller (-182)
Anzeigendisposition
Mihaela Mikolic (-204)
Grafik & Layout
Michael Büchner, Bernhard 
Manhard (Eigenanzeigen)
EBV: Carin Böhm
Anzeigen-Layout: Michael 
Büchner
Leserservice/Mitglieder-
betreuung:
Sabine Assum (-194, Fax -228)  
vertrieb@vogel-it.de
Fragen zur Abo-/ 
Beitragsrechnung:
Petra Hecht,  
DataM Services GmbH,  
97103 Würzburg, Tel.: 
0931/4170-429 (Fax -497),
phecht@datam-services.de
Geschäftsführer
Werner Nieberle
Redaktionsbeirat
Jon Abele, BearingPoint  
Dirk Arendt, Check Point Soft-
ware Technologies GmbH 
Jochen Baier, Berater
Prof. Dr. Walter Gora,  
Vorstand Valora AG 
Franz-Reinhard Habbel,  
Deutscher Städte- und  
Gemeindebund 
Prof. Dr. Dirk Heckmann,  
Ordinarius für Internet- und 
Sicherheitsrecht, Passau 
Willi Kaczorowski, Berater 
Matthias Kammer, DIVSI – 
Deutsches Institut für Vertrau-
en und Sicherheit im Internet 
Dr. Stephan Klein, bremen  
online services GmbH 
Stefan Kondmann, Vodafone 
Thomas Langkabel, Microsoft 
Dr. Manfred Mayer, Messe 
München GmbH
Marc Monich, Mach AG
Christian Mohser, Moysies & 
Partner
Jochen Michels, Fujitsu  
Technology Solutions GmbH 
Dr. Philipp S. Müller, CSC 
Edda Peters, subreport 
Marc Reinhardt, Capgemini 
Wolfgang Schulz,  
PDV-Systeme GmbH 
Markus Tofote, IBM 
Dr. Michael Tschichholz,  
Fraunhofer eGoverment  
Zentrum, FOKUS 
Holger Wosnitza, Materna

Erscheinungsweise: 
12 Ausgaben jährlich
Abonnement
Preis des Jahresabonnements:  
108,- inkl. MwSt.  
und Versand

Druck
Vogel Druck und Medienservice 
GmbH, Leibnizstr. 5,
97204 Höchberg
Haftung
Für den Fall, dass Beiträge oder 
Informationen unzutreffend 
oder fehlerhaft sind, haftet der 
Verlag nur beim Nachweis gro-
ber Fahr lässigkeit. Für Bei-
träge, die namentlich gekenn-
zeichnet sind, ist der jeweilige 
Autor verantwortlich. Redakti-
onelle Beiträge, die zur Veröf-
fentlichung in eGovernment 
Computing bestimmt sind, 
können auch auf allen Websites 
der Vogel Medien Gruppe ver-
wendet werden.
Für unverlangt eingesandte  
Manuskripte wird keine Haf-
tung übernommen. Sie können 
nur zurückgesandt werden, 
wenn Rückporto beiliegt. 
Copyright Vogel IT-Medien 
GmbH
Alle Rechte vorbehalten. Nach-
druck, digitale Verwendung je-
der Art, Vervielfältigung nur 
mit schriftlicher Genehmigung 
der Redaktion. Fotokopieren 
veröffentlichter Beiträge ist ge-
stattet zu innerbetrieblichen 
Zwecken, wenn auf jedes Blatt 
eine Wertmarke der Verwer-
tungsgesellschaft Wort, Abt. 
Wissenschaft, in 80336 Mün-
chen, Goethestraße 49, nach 
dem jeweils geltenden Tarif 
aufgeklebt wird. 
Nachdruck und  
elektronische Nutzung
Wenn Sie Beiträge dieser Zeit-
schrift für eigene Veröffent-
lichung wie Sonderdrucke, 
Websites, sonstige elektroni-
sche Medien oder Kundenzeit-
schriften nutzen möchten, er-
halten Sie Information sowie 
die erforderlichen Rechte über: 
www.mycontentfactory.de 
Tel. 0931/418-2786.
Verbreitete Auflage
10.925 Exemplare,  
(IVW III/2015)
Die Artikel dieser Publika tion 
sind in elektronischer  
Form über das Daten bank- 
    an  ge bot der GBI zu beziehen: 
www.gbi.de
Mitgliedschaft

eGovernment Computing ist 
die Zeitung für IT-gestützte 
Verwaltung von Kommune und 
Staat. Sie informiert IT-Ent-
scheider in Bund, Land, Kom-
mune und in den Öffentlichen 
Einrichtungen über alle fach-
lich relevanten Bereiche der 
digitalen Informationsverarbei-
tung im Public Sector. Das On-
lineportal www.eGovernment-
Computing.de stellt maßge-
schneiderte Services für IT-
Entscheider der Öffentlichen 
Hand dar und bietet ein um-
fangreiches, exklusives Weban-
gebot mit hohem Nutzwert. Das 
Stammhaus Vogel IT-Medien, 
Augsburg, ist eine 100prozenti-
ge Tochtergesellschaft der Vo-
gel Business Media. Der füh-
rende deutsche Fachinformati-
onsanbieter mit rund 100 Fach-
zeitschriften und 60 Webseiten 
sowie zahlreichen internationa-
len Aktivitäten hat seinen 
Hauptsitz in Würzburg. Die 
wichtigsten Angebote des Ver-
lages sind  
IT-BUSINESS, eGovernment 
Computing, BigData-Insider.de, 
IP-Insider.de, CloudCompu-
ting-Insider.de, Security-Insi-
der.de, Storage-Insider.de,  
DataCenter-Insider.de

C O M P U T I N G

Interessiert? Hier können Sie sich 
in die Liste der Lösungspartner  
eintragen lassen:

Tel. 0821/2177-212 oder -182

www.egovernment-computing.de/datenbanken/firmen/

E-PAYMENT

ISGUS bietet modernste Lösungen für web-
basierte Zeiterfassung, Zutrittskontrolle, 
Betriebs-/ Maschinendatenerfassung, MES, 
Personaleinsatzplanung & Dienstplan- 
gestaltung - jetzt auch als Software as a 
Service. Das umfassende Angebot von  
ISGUS Terminals, Zutrittslesern & Zutritts-
kontrollzentralen rundet das Portfolio ab.

ISGUS GmbH

Oberdorfstr. 18-22 
78054 Villingen-
Schwenningen 
Tel. 07720/393-0 
Fax 07720/393-184 
info@isgus.de 
www.isgus.de

ZEITERFASSUNG/ZUTRITTSKONTROLLE

Acta Nova – ECM-Lösungen 
für serviceorientierte Ge-
schäftsprozesse: Vorgangsbe-
arbeitung mit hoch integrier-
tem Dokumenten- und Workflow-Manage-
ment; einfache Aufbereitung und Nutzung 
von Dokumentvorlagen, Standard und ad-
hoc Workflows, einfache Einbindung von 
Fachverfahren und Fachinformationen, 
Mobilität, Revisionssicherheit.

rubicon IT GmbH 

Ansprechpartner: 
Christoph Unger 
Bereichsleiter Sales & 
Professional Services 
Friedrichstraße 88 
10117 Berlin 
Tel. 030/408173-164 
christoph.unger@
rubicon.eu 
www.rubicon.eu
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IT-Teams bei Kommunen und 
 öffentlichen Trägern stehen dabei 
 allerdings vor ganz speziellen 
 Herausforderungen: Heterogene 
Netze, verteilte Standorte, Digita-
le Agenda. Nicht jede Monitoring-
Lösung genügt den Anforderun-
gen in diesem sensiblen Bereich. 
Die folgenden Kriterien sollte ei-

ne Monitoring-Lösung im öffent-
lichen Sektor unbedingt erfüllen:
1. Überwachung mehrerer Stand-

orte mit einer Lösung ohne zu-
sätzliche Kosten

2. Herstellerunabhängiges Moni-
toring, Unterstützung gängiger 
Standards

3. API für einfache Erweiterbar-

keit um individuelle Abfragen 
und Integration bestehender Lö-
sungen

4. Überwachung von Security- und 
anderen kritischen Systemen

5. Speicherung und Auswertung 
der Monitoring-Daten als Basis 
für langfristige Netzwerkopti-
mierung

6. Möglichkeit zur umfassenden 
Überwachung von Webseiten

7. Preisgünstige und transparen-
te Lizenzierung

Beachten Sie all dies bei der Aus-
wahl, kann die eingesetzte Lösung 

zum entscheidenden Faktor so-
wohl im täglichen Betrieb als auch 
bei der langfristigen Planung Ih-
rer IT-Landschaft werden und Sta-
bilität, Sicherheit und Kosteneffi-
zienz gewährleisten. 

Eigentlich wollte die Mannhei-
mer Uni 2010 die Klimatech-
nik, respektive die Kühlleiter 
im Maschinenraum erneuern, 
um sie der gestiegenen Rechen-
leistung anzupassen. Nach der 
Analyse der Ist-Situation ent-
schied sich Ralf-Peter Winkens, 
Leiter der Abteilung Datennetz 
und Medientechnik im Rechen-
zentrum, dann doch für die 
Neuplanung des kompletten 
Datacenters. 
Um den laufenden Betrieb zu 
gewährleisten, wurde das Pro-
jekt in fünf Bauabschnitte un-
terteilt. Pro Abschnitt wurde 
zunächst ein Bereich freige-
räumt und anschließend mit 
der neuen Hardware bestückt. 
Seit August 2015 stehen nun 
auf 100 Quadratmeter insge-
samt 53 Racks und 21 Seiten-
kühler. Für den Ausbau des 
 Rechenzentrums wurde mit ins-
gesamt vier Teilaufträgen Schä-
fer IT-Systems betraut. 

„Ich habe zunächst mehrere Un-
ternehmen geprüft und mich dann 
für Schäfer entschieden. Aus-
schlaggebend war dabei das Kon-
zept. Das Unternehmen verbaute 
schon 2010 die Kühler nicht in den 
einzelnen Schränken, sondern setz-
te auf einen zentralen Kaltgang. 
Diese Variante ist nicht umsonst 
besser und sicherer: Heute sind 
Kaltgangeinhausungen Standard“, 
sagt Winkens. 
Die Qualität und Leistungsfähig-
keit der Kühlung spielte für ihn ei-
ne maßgebende Rolle, denn eine 
Besonderheit des Rechenzentrums 
der Universität Mannheim ist ihr 
„Superrechner“. Er belegt Platz 80 
unter den Top 100 schnellsten 
Rechnern der Welt. Bei voller Nut-
zung aller Leistungen des Daten-
centers entsteht eine maximale 
Wärmelast von 220 Kilowatt, von 
der allein der Superrechner 150 Ki-
lowatt beansprucht.
Das steigert entsprechend die An-
forderung an die Klimatechnik. 
Zum einen befindet sich das Re-
chenzentrum mitten in der Qua-
dratestadt im 11. Stockwerk des 
RUM-Gebäudes, andererseits auch 
direkt unter dem Dach, um die We-
ge für die Kühlung kurz zu halten. 
Diese erzeugt die Kälte zum ande-
ren durch drei Teilelemente: Die 
konventionelle Kühlung sichert ein 
Kompressor mit rund 220 Kilowatt 
Kälteleistung, der direkt auf dem 
Dach des Gebäudes steht. 
Eine zusätzliche indirekte, freie 
Kühlung mit 20 Quadratmetern 
Kühlerfläche auf dem Dach nimmt 
durch Ventilatoren die Umge-
bungskälte aus der Luft und kühlt 
den Gesamtkreislauf auf dem Weg 
zu den Loopus-Coolern. Diese sind 
eine wassergekühlte Rack-Klima-
tisierungslösung, die in diesem Fall 

seitlich geschlossen, jedoch vorne 
und hinten offen sind. Die Seiten-
kühler saugen erwärmte Luft von 
hinten aus dem Raum an und bla-
sen sie gekühlt in den eingehaus-
ten Kaltgang. 
Auf diese Weise lassen sich hohe 
Wärmelasten pro Rack und zu-
gleich eine flexible und effektive 
Klimatisierung bewältigen. Eine 
direkte, freie Kühlung bläst als drit-
tes Element der Kühlung zudem 
8.800 m3/h Außenluft direkt in 
den Warmgangbereich ein und ent-
lastet damit wiederum gleichzei-
tig den Kompressor auf dem Dach. 
Schließlich gewährleistet eine Not-
kühlung mit insgesamt 70 kW den 
Betrieb der Systeme für den Fall 
einer Störung. Sie besteht aus sechs 
unabhängigen Split-Klimageräten, 
die an einem Notstromdieselgene-
rator angeschlossen sind. 
Winkens zeigt sich zufrieden: „Die 
Leistungsstärke der Klimatisierung 
respektive die Qualität der Arbeit 
zeigen sich zunächst in der lücken-
losen Versorgung. Aber auch in 
 Details und in nicht planbaren Um-
ständen. So musste der Superrech-
ner in diesem Sommer mit maxi-
maler Auslastung und daraus re-
sultierend auch maximaler 
Kühlung getestet werden. Am da-
für vorgesehenen Tag hatte es zu-
sätzlich 35 Grad Außentempera-
tur.“ Die Kühlung habe den Test 
mit Bravur bestanden. 
„Im Regelbetrieb geht es jedoch 
meist gemäßigter zu. Die 15.000 
User nutzen im Wesentlichen den 
schnellen Internet-Zugang für ih-
re Web- und Mail-Anwendungen 
sowie die virtualisierte Server-In-
frastruktur hauptsächlich für Ver-
waltungs- und eLearning-Dienste. 
Mit einer durchschnittlichen Wär-
melast von 120 kW im Rechner-

raum können dann auch die Köp-
fe unsere Plattenschränke kühl 
bleiben.“ Parallel wurde auf dem 
Campus ein Notfallrechenzentrum 
in Betrieb genommen. Rund 500 
Meter vom eigentlichen Rechen-
zentrum entfernt stehen weitere 
Schäfer-Racks. Die sieben Notfall-
datenschränke werden durch drei 
weitere Loopus-Side-Cooler kühl 
gehalten. Im Notfallrechenzen trum 
ist jedoch nicht nur das Backup, 
sondern auch der Anfang der ei-
gentlichen Leistung. 
So ist die Universität auch dort 
breitbandig an das BelWü, Baden-
Württembergs extended LAN, an-
geschlossen. Das ist das wissen-
schaftliche Netzwerk des Bundes-
landes, dem alle Universitäten und 
Fachhochschulen sowie über 1.000 
Schulen angeschlossen sind. 
Gleichzeitig führt eine eigene Lei-
tung zum zentralen Internetknoten-
punkt Deutschlands, dem DE-CIX, 
nach Frankfurt.
Auch bei Schäfer zeigt man sich 
zufrieden. Thomas Wermke, Lei-
ter Vertrieb IT: „Wir freuen uns, 
dass wir seit 2010 Partner der Uni-
versität Mannheim sind. Die Kon-
tinuität ist Beleg für die langfristi-
ge Ausrichtung der Produktlösun-
gen unseres Hauses. Außerdem 
resultieren aus den Gesprächen 
und Diskussionen mit der For-
schungseinrichtung immer wieder 
neue Lösungs- und Produktideen.“



Bevölkerungswachstum, Verkehrs-
chaos, knappe Etats und Ressour-
cenmangel: Städte suchen nach 
Wegen, wie sie die Herausforde-
rungen der Zukunft stemmen kön-
nen – und müssen dafür klassische 
Pfade verlassen. 
Besonders die Verkehrsnetze sind 
dem Zuwachs an Fahrzeugen nicht 
mehr gewachsen. Bei kleinsten An-
lässen – oft reicht ein Regenschau-
er – bricht das sensible Zusam-
menspiel von Auto, Bus und Bahn 
zusammen. Jedes Jahr verlieren 
die 30 größten Ballungszentren der 
Welt so rund 266 Milliarden US-
Dollar durch Staus, glaubt man 
 einer Studie der Unternehmens-
beratung Roland Berger. Einige 
Städte haben sich daher auf den 

Weg zur Smart City aufgemacht. 
Sie wollen unter anderem Trans-
portmittel intelligent vernetzen, 
Ampeln minutengenau auf das Ver-
kehrsaufkommen einstellen oder 
Autofahrer ganz gezielt auf freie 
Parkflächen lotsen. Im Winter 
heißt es zudem, schneebedeckte 
Straßen und Bürgersteige schnell 
zu räumen. 
So schön die weiße Pracht auch 
aussieht: Glatte Straßen und Geh-
wege können richtig teuer werden 
– zum Beispiel für Städte und Ge-
meinden, die grundsätzlich für den 
Winterdienst verantwortlich sind, 
aber auch für die Besitzer von Lie-
genschaften. Umso wichtiger ist 
es, den Winterräumdienst zu op-
timieren: Einsatzfahrzeuge durch 

kürzere Strecken ans Ziel zu brin-
gen, Fahrzeuge besser auszulasten 
und den Verkehr wieder fließen zu 
lassen.
Nach Angaben der Polizei kam es 
zum Beispiel Anfang 2015 in Nord-
rhein-Westfalen an einem Wo-
chenende innerhalb von 22 Stun-
den zu 1978 witterungsbedingten 
Verkehrsunfällen. Die Bilanz: 25 
schwer und 120 leicht verletzte 
Menschen, geschätzter Schaden 
5,9 Millionen Euro. Können die 
Auftraggeber in den Kommunen 
den beauftragten Winterdienst da-
für verantwortlich machen, ihren 
Service nicht korrekt ausgeführt 
zu haben, wird es teuer.
Bei der Bachmann+Schumacher 
GmbH, einem seit 1983 im Rhein-

Main-Gebiet tätigen, auf Schnee-
räumung und Straßenreinigung 
spezialisierten Unternehmen aus 
Bad Vilbel, setzt man auf eine aus-
gefeilte Logistik. 

Neben einem leistungsstarken 
Fuhrpark und perfekt geschulten 
Mitarbeitern legt das Unterneh-
men großen Wert auf Kundennä-
he und die Dokumentation seiner 
Winterdienst-Einsätze. „Dafür ha-
ben wir uns vor einigen Jahren ein 
Online-Einsatzportal maßschnei-
dern lassen. Zeitaktuell führen wir 
Protokoll über die Dauer und Be-
sonderheiten eines Winterdienst-
Einsatzes“, sagt Geschäftsführer 
Uwe Schumacher. 
„Wir halten Arbeitszeiten, Quali-
tätskontrollen und Kundenanrufe 
fest, gehen jeder Reklamation auf 
den Grund. In die Planung der viel-
fältigen Räumflächen – öffentliche 
und private Gehwege und Flächen, 
auch innerhalb von Liegenschaf-
ten zum Beispiel Hauszugänge und 
Einfahrten, außerdem Schulhöfe, 
Gebäudekomplexe, Einkaufszent-
ren et cetera – fließen auch die 
Parksituation und andere äußere 
Gegebenheiten ein. Daher ist die 
Planung der Routen nach wie vor 
Handarbeit, das kann kein System 
leisten“, erklärt Schumacher. 
„Doch seit 2014 ergänzen wir die 
Daten unseres Einsatzportals mit 
den Informationen einer M2M- 
Lösung“.
Bachmann+Schumacher hat 50 
Trägerfahrzeuge (VW T5 Busse) 
für Handräummaschinen mit ei-
ner Machine-to-Machine (M2M)-
Lösung von PTC GPS-Services und 
ihrem Partner Telekom aufgerüs-
tet. Die Basis der Lösung ist ein im 
Fahrzeug integriertes Ortungssys-
tem, das mit einem GPS- sowie 

 einem GSM-Modul zur mobilen 
Datenübertragung ausgestattet ist. 
Der große Vorteil: Die Lösung lie-
fert Fahrzeug- und Fahrtrouten-
daten in Echtzeit per Mobilfunk an 
eine zentrale Software. 
„Per GPS wird die Position des 
Fahrzeugs in Echtzeit ermittelt und 
über das GSM-Modul an ein web-
basiertes Flottenportal gesendet, 
wo die Daten analysiert und wei-
terverarbeitet werden“, erklärt 
Conrad Riedesel, Leiter Commer-
cial Management M2M bei der Te-
lekom. Die Disponenten verfolgen 
mit den Daten die gefahrenen 
 Strecken und den Verbrauch von 
Streusalz. 

Ist ein Einsatz nicht genau ver-
merkt, kann der Schaden sowohl 
für den Räumdienst als auch für 
den Eigentümer der Liegenschaft 
verheerend sein. Deshalb ergänzt 
der Winterdienst die manuellen 
Daten seines Online-Einsatzpor-
tals mit den automatisierten, vom 
M2M-System erhobenen Informa-
tionen. Die Dokumentation ist auch 
Monate später noch verfügbar, so-
dass der Räumdienst jeden Ein-
satz annähernd vollständig nach-
vollziehen kann.

Drei Faktoren beeinträchtigten die 
Lehre im alten Medienlabor der 
Fachhochschule Lübeck. Zum ei-
nen die hohen thermischen Lasten 
durch 20 Workstations mit je 1.000 
Watt Anschlusswert plus drei Be-
amer plus durchschnittlich 17 Per-
sonen, wodurch nur mit offenen 

Fenstern und offener Tür unter-
richtet werden konnte. 
Zweitens kam es durch die Netz-
verteilung zu einer hohen Lärm-
belastung: Drei Switche für die 
Doppel-Ethernet-Anbindung der 
Rechner zur Video-Postprodukti-
on erzeugten trotz schallgedämm-

tem Rack so starke Nebengeräu-
sche, dass nicht ohne Mikrofon un-
terrichtet werden konnte. Ebenfalls 
im Labor installiert war das Equip-
ment für das 5.1-Sound-Design und 
die Audio-Postproduktion – die 
Nebengeräusche erschwerten eine 
saubere Audiomischung. 

Drittens kamen Klagen wegen zu 
kleiner Projektion. Studenten in 
den letzten beiden Reihen konn-
ten Details auf der Leinwand nicht 
mehr erkennen. Durch die gerin-
ge Raumhöhe ließ sich die Projek-
tion aber nicht vergrößern.
Über eine öffentliche Ausschrei-
bung gewann man die Firma 
Conect Kommunikationssysteme 
als IT-Partner. Für das moderni-
sierte Medienlabor wurde ein  Büro 
umfunktioniert, bei dem die Kri-
terien Brandschutz, Schallbelas-
tungen, Rückkühlerstandorte, Bo-
denbelastbarkeit, Himmelsrich-
tung, Energieversorgung und USV 
passten. Installiert wurde letztlich 
ein „IT Compact System“ von 
Conect mit fünf Racks (je 660 Mil-

limeter breit), Top-Cooler-Kühl-
system (2 x 10 kW) oberhalb der 
Racks, PS40-Energieversorgung 
(19 Zoll) und USV. Eine Brandfrüh-
erkennung war ebenfalls dabei. 
In puncto Thermik wird nun nicht 
mehr das Labor mit über 70 Qua-
dratmetern Fläche gekühlt, son-
dern die Workstations wurden in 
einen 12 Quadratmeter großen Ser-
verraum auf der gleichen Etage 
ausgelagert. Dort erfolgt die Küh-
lung im „IT Compact System“.
Im Audiolabor werden statt Bea-
mern TV-Monitore eingesetzt, was 
sowohl das Lärmproblem als auch 
das Problem der zu kleinen Pro-
jektion löst. Die Übungen werden 
auf die Monitore übertragen, so-
dass alle folgen können.  



Eine Erkenntnis: Die größte He-
rausforderung besteht in der Ver-
änderung der Unternehmenskul-
tur. Sie stellt die Grundvorausset-
zung dafür dar, dass die Anwender 
ein Tool weitreichend nutzen. Ei-
ne weitere Herausforderung ist es, 
den Nutzern immer wieder zu ver-
mitteln, dass das Tool ihnen selbst 
Zeit spart und einen Mehrwert ver-
schafft. Was leistet eine Projekt- 
und Portfoliomanagement (PPM)-
Software bei einer Non-Govern-
mental Organization (NGO) wie 
dem WWF? 

„Können Sie uns sagen, was aus 
dem Projekt geworden ist, das wir 
1997 finanziell unterstützt haben?“ 
so lautete im Jahre 2009 die An-
frage eines WWF-Spenders. Das 
Projekt – die Einrichtung eines 
Schutzgebiets in Südamerika – war 
damals schon seit fast zehn Jah-
ren abgeschlossen. Der ehemalige 
Projektleiter hatte den WWF ver-
lassen, die Organisation hatte zwei 
Umzüge hinter sich, wir hatten uns 
neue Arbeitsschwerpunkte gesetzt 
und auch einiges an Dokumenten 
ausgelagert. Kurz: In der damali-
gen Situation konnten wir auf den 
verständlichen Wunsch des Spen-
ders nach Auskunft einfach nicht 
adäquat reagieren. 
Spätestens da wurde deutlich, dass 
der WWF eine Projektdatenbank 
dringend nötig hatte, eine Mög-
lichkeit also, Basisinformationen 
und gegebenfalls Dokumente zu 
allen Projekten dauerhaft und sys-
tematisch zu speichern. Als wir an-
fingen, diesen Bedarf zu formulie-
ren, kamen weitere Wünsche hin-
zu. Zum einen wurde der WWF mit 
immer größeren und komplexeren 
Projekten betraut. Entsprechend 
groß war der Wunsch nach einem 
Tool, um diese großen Projekte 
besser und vor allem transparen-
ter steuern zu können. 
So etwas wie Microsoft Project – 
allerdings nicht als Desktop-Tool 
auf einzelnen Rechnern, sondern 
in Gestalt einer zentral zur Verfü-
gung gestellten und verwalteten 
Lösung. Hinzu kam die Idee, solch 
ein Tool könne doch auch interne 
Prozesse wie Bewilligungen und 
Freigaben unterstützen. 
In dieser Situation machte sich im 
WWF eine kleine Gruppe daran, 
den Markt der Projektmanage-
ment-Software zu sondieren. Bei 
weit über 200 Anbietern allein in 
Deutschland war das für uns eine 
gigantische Aufgabe. Es gelang uns 
schließlich doch, eine Vorauswahl 
zu treffen. Eine klare Vorgabe war 

zum Beispiel, dass es sich um eine 
möglichst universelle, preisgüns-
tige Software handeln müsse, die 
auf den eigenen Servern laufen soll-
te. Nach einem mehrwöchigen Aus-
wahlprozess entschieden wir uns, 
zwei Tools im direkten Vergleich 
intensiver zu testen. Dabei setzte 
sich „Sciforma 4.0“ durch, die Lö-
sung des gleichnamigen Anbieters 
aus Taunusstein. 
Für Sciforma sprach damals unter 
anderem die völlige Browserunab-
hängigkeit des erprobten webba-
sierten Systems. Als die PPM-Lö-
sung installiert war, war die Er-
wartungshaltung groß. Trotz aller 
Mahnungen vorab herrschte ein 
wenig das Gefühl, das Tool werde 
– allein durch sein Vorhandensein 
– unsere damaligen hausinternen 
Probleme in der Projektarbeit 

schon lösen, wie etwa fehlende Pro-
zessdefinitionen, unklare Verant-
wortungen, wenig strukturierte Ab-
lagen et cetera. 
Es zeigte sich dann als sehr vor-
teilhaft, dass wir die Software im 
Rahmen eines Organisationsent-
wicklungsprojekts einführten. In 
diesem Zusammenhang wurden 
schnell einige dieser Handlungs-
felder deutlich, und wir konnten 
sie außerhalb der Software adres-
sieren. So haben wir etwa in einem 
Projektmanagement-Handbuch re-
levante Prozesse definiert und Ver-
antwortungen geklärt. 

Uns war klar: Ein Tool kann die 
Veränderung einer Organisation 
unterstützen, aber nur so weit, wie 
die Kultur der Organisation dies 

auch annimmt. Bei der Einführung 
des Tools glaubten wir noch, in-
nerhalb kürzester Zeit alle Natur-
schutzinterventionen als Gantt-
Diagramm planen zu können – si-
cher eine der Stärken von Sciforma. 
Allerdings zeigte sich, dass solche 
Balkenpläne die Organisation 
überforderten und nur in wenigen 
Fällen tatsächlich einen großen 
Mehrwert boten. 
Wir haben gelernt: Naturschutz-
projekte und Brückenbauprojekte 
sind nur bedingt vergleichbar. In 
unseren Naturschutzinterventio-
nen sind die chronologischen Ab-
hängigkeiten der Aktivitäten sel-
ten so stark und Termine so kri-
tisch wie in einem klassischen 
Bauprojekt. Unsere Arbeit folgt 
eher den Prinzipien agilen Planens, 
in unserer eigenen Methodik spre-

chen wir von „Result Based Ma-
nagement“. Wichtiger als die stren-
ge zeitliche Anordnung von Akti-
vitäten sind für den WWF die 
regelmäßige Überprüfung der 
Zielerreichung und die Nachsteu-
erung der Arbeit. 
In klassischen Naturschutzprojek-
ten geht es oft um Ziele wie Unter-
schutzstellung, Reduzierung des 
Nutzungsdrucks oder die Einfüh-
rung nachhaltigerer Wirtschafts-
formen. Regelmäßig arbeiten wir 
mit Interventionslogiken in einem 
sehr komplexen System. 
Dabei stellen wir im Rahmen der 
Projektplanung Veränderungs-
hypothesen auf, wie zum Beispiel: 
„Wenn wir den Bewohnern eines 
Dorfes eine nachhaltige Erwerbs-
möglichkeit anbieten und sie 
 diesbezüglich schulen, werden sie 
nicht-nachhaltige Erwerbsmög-

lichkeiten aufgeben.“ Ob sich die-
se Hypothesen bewahrheiten, 
 müssen wir im Rahmen der Pro-
jektimplementierung periodisch 
überprüfen. Sollte eine Hypothe-
se nicht zutreffen (wenn die Dorf-
bewohner die neue Erwerbsmög-
lichkeit also nicht annehmen oder 
die alte trotz Alternative beibehal-
ten), müssen wir die Interventi-
onslogik überdenken – was zu ei-
ner kompletten Veränderung des 
Projekts führen kann. Unser „Re-
sult Based Management“ hat mit 
der agilen Planungsmethode also 
das iterative, kollaborative und 
sehr flexible Vorgehen sowie die 
Ergebnisorientierung gemeinsam. 
Ohne externe Hilfe konnten wir 
das Tool so anpassen, dass wir für 
jedes Projekt die Zielerreichung 
nachverfolgen konnten. 
Es gibt Ausnahmen von der Regel: 
In bestimmten Fällen haben sich 
auch für uns Gantt-Planungen als 
nützlich und hilfreich erwiesen; 
zum einen bei komplexen Projek-
ten mit vielen Partnern und inte-
ressanterweise auch in der Kam-
pagnen- und Politikarbeit. Am An-
fang waren es gerade diese 
Bereiche, die der Einführung einer 
Planungssoftware sehr skeptisch 
gegenüberstanden. Aber es zeigte 
sich: Gerade hier spricht vor allem 
die Abhängigkeit von extern ge-
setzten Terminen dafür, die eige-
nen Aktivitäten mithilfe eines Pla-
nungstools zu terminieren und zu 
koordinieren.

Generell gilt: Die Organisations-
kultur muss auf ein Tool und sei-
ne Funktionalitäten vorbereitet 
sein. Wenn eine Organisation 
schon heute jedes Projekt mit ei-
nem Gantt-Chart plant, wird sie 
dies auch in einer neuen, unter-
nehmensweiten Projektmanage-
ment-Software sehr leicht tun 
 können. Das andere Extrem: In ei-
ner Organisation, die für die Mit-
arbeiter Vertrauensarbeitszeit ein-
geführt hat (das Beispiel des 
WWF), wäre es absurd, mit einer 
neuen Software eine Funktionali-
tät wie „Stunden auf Projekte 
 schreiben“ einführen zu wollen. 
Es erwies sich als schwierig, dass 
viele Projektleiter im WWF relativ 
wenig Erfahrung im Umgang mit 
Planungstools mitbrachten. Für 
ihre bisherige Arbeit war dies ein-
fach nicht zwingend. Auch eine 
Crash-Schulung im allgemeinen 
Projektmanagement hat diese Si-
tuation nicht wirklich verändert. 
Zudem ist im NGO-Bereich ohne-
hin jede Stelle weit über die ver-
traglich geregelte Stundenzahl 
 hinaus ausgelastet. Jeder neue Pro-
zess, jede zusätzlich Aufgabe fin-
det hier nur Anklang, wenn dies 
an anderer Stelle im gleichen Ma-
ße Arbeitserleichterung schafft. 
Ein Großteil des Mehrwerts ent-
steht aber für das Management der 
Organisation – was den Projekt-
leitern nur schwer zu vermitteln 
ist. Dass es darum geht, mit der 
Einführung einer neuen Software 
für die betroffenen Kollegen Mehr-
werte zu schaffen und diese auch 
klar zu kommunizieren, das hat-
ten wir uns in den ersten Monaten 
noch nicht klar gemacht. 
Aktuell haben wir Sciforma so an-
gepasst, dass wir die Lösung im 

WWF vor allem als Projektdaten-
bank und für das Monitoring der 
Erreichung unserer Projektziele 
nutzen. Alle Projekte finden sich 
mit einer ausführlichen Beschrei-
bung im Tool wieder. Daneben sind 
die Projektziele und Zwischenzie-
le formuliert und die Zielzeiten 
festgehalten. In quartalsweisen Be-
richten schätzen Projektleiter die 
Wahrscheinlichkeit der Zielerrei-
chung für alle Ziele ein. Diese 
„Baucheinschätzung“ wird regel-
mäßig mit harten Monitoring- 
Informationen aus unserer Feld-
arbeit untermauert. 
Nach Einführung des Tools erwie-
sen sich für uns allerdings auch 
Funktionen als nützlich, an die wir 
vorher gar nicht gedacht hatten. 
Zum Beispiel gab es sehr schnell 
ein Interesse, die Software für die 
neu formulierten Prozesse der 
 Projektinitialisierung einzusetzen. 
Zumindest sparte dies Papier und 
Wege und schaffte Transparenz – 
ein Mehrwert, der jedem sofort 
deutlich wurde und der damit die 
Akzeptanz förderte. Auch fanden 
sich schnell ganz neue Kunden: 
hausinterne Dienstleister, die mit 
dem Tool die Flut an Anfragen 
 koordinieren wollten – und nun 
auch konnten. 
Dafür wird heute tatsächlich die 
Gantt-Planung in einer Multi-Pro-
jekt-Ansicht genutzt. Auch alle Per-
sonen im WWF, für deren eigene 
Tätigkeit die Informationen über 
die Projektarbeit der Organisation 
eminent wichtig sind, hatten 
schnell ein großes Interesse an der 
Software – beispielsweise unser 
Bereich Marketing. Auch ohne 
Gantt-Planung: So wie wir die Soft-
ware heute einsetzen, schafft sie 
im WWF eine viel größere und bis-
her nicht dagewesene Transparenz 
über die Projektlandschaft und die 
einzelnen Ziele der Projekte. 
Ein Schwerpunkt der zukünftigen 
Arbeit an unserer Projektmanage-
ment-Lösung wird darauf liegen, 
aussagekräftige Berichte zu entwi-
ckeln: Die mühsam eingegebenen 
Informationen müssen vielseitig 
verwendbar sein und viele Einzel-
abfragen ersetzen. Ein weiterer 
Schritt wird sein, in der Software 
einen Prozess zu entwickeln, durch 
den der Projektleiter von der Idee 
bis zum Projektabschluss mit ent-
sprechenden Freigaben, Checklis-
ten und Formularen unterstützt 
wird – das Tool wird dann ein stän-
diger informativer Begleiter in der 
Projekt arbeit. Auch die Verbesse-
rung der Nutzerfreundlichkeit wird 
eine Rolle spielen. Und zu guter 
Letzt wollen wir auch die Projekt-
leiter unterstützen, die sich trotz 
allem für die Gantt-Planung ent-
scheiden. Wenn die Zahl komple-
xer Projekte beim WWF wächst, 
werden es sicher mehr werden. 
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